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1. Grundlagen und Verfahrensablauf

Grundlage des Bebauungsplans ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2415), zuletzt gedndert am 4. Mai 2017 (BGBI. |
S. 1057). In Erweiterung der stadtebaulichen Festsetzungen enthalt der Bebauungs-
plan bauordnungs-, naturschutzrechtliche und abwasserrechtliche Festsetzungen.

Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss M 06/09 vom 21. Sep-

tember 2009 (Amtl. Anz. S. 1863) eingeleitet. Die Burgerbeteiligung mit offentlicher
Unterrichtung und Erérterung und die offentliche Auslegung des Plans haben nach
den Bekanntmachungen vom 12. Mai 2009 und 22. Januar 2010 (Amtl. Anz. 2009

S. 797, 2010 S. 126) stattgefunden.

Fur den Bebauungsplan ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung
vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 133), zuletzt gedndert am 22. April 1993 (BGBI. | S.
466, 479) anzuwenden. Gemaf der Uberleitungsvorschrift nach § 25d BauNVO in
der neuesten Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 133), zuletzt geandert am
11. Juni 2013 (BGBI. I S. 1548, 1551) wird geregelt, welche BauNVO auf Bauleitpla-
ne anzuwenden ist, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der gednderten
BauNVO im Verfahren befanden: Demnach gilt nach BauNVO 1990 mit den Ande-
rungen vom 11. Juni 2013: ,Ist der Entwurf eines Bauleitplans vor dem 20. Septem-
ber 2013 nach 8§ 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs offentlich ausgelegt worden, ist auf
ihn diese Verordnung in der bis zum 20. September 2013 geltenden Fassung anzu-
wenden.” Hierbei ist der Beginn der ersten 6ffentlichen Auslegung entscheidend. Die
offentliche Auslegung des Bebauungsplan-Entwurfs hat vom 01. Februar 2010 bis
einschlie3lich 01. Marz 2010 stattgefunden, damit ist die BauNVO vom 23. Januar
1990 (BGBI. I S. 133), zuletzt gedndert am 22. April 1993 (S. 466, 479) auf den Be-
bauungsplan anzuwenden.

Zwischenzeitlich wurde das geplante Vorhaben fertiggestellt. Die nachfolgende Be-
grundung bezieht sich auf den Sachstand zum Zeitpunkt der Beschlussfassung zur
Erreichung der Vorweggenehmigungsreife. Insofern ist die Umweltvertraglichkeits-
prifung auf den rechtlichen Grundlagen zu diesem Zeitpunkt durchgeftihrt worden.
Es wurde gepruft, ob auf Basis von Gesetzesanderungen weitere abwagungserhebli-
che Anderungen bis zur Feststellung eingetreten sind. Dies ist nicht der Fall.

2. Anlass der Planung

Anlasslich der Internationalen Bauausstellung (IBA) und der Internationalen Garten-
schau (igs 2013) in Hamburg 2013 ist eine Neuordnung der Flachen zwischen der
Kornweidenwettern im Westen, dem Kikenbracksweg parallel zur Wilhelmsburger
Reichsstral3e (B4/ B75) im Osten, der Stral3e Kurdamm im Norden und dem Gewas-
ser Kilkenbrack im Siden beabsichtigt.

Der Bebauungsplan Wilhelmsburg 93 hat die Zielsetzung, die planungsrechtlichen
Vorraussetzungen fir eine neue Wohnsiedlung in verdichteter Bauweise im Rahmen
eines IBA-Projektes sowie die Voraussetzungen fir die Inanspruchnahme der Fla-
chen des bisherigen Kleingartenvereins Eichenallee teilweise fur die Wohnbebauung,
teilweise fur die Internationale Gartenschau zu schaffen. Gleichzeitig sollen eine
Umnutzung des ehemaligen Wasserwerks ostlich der Stral3e Schloperstieg ermog-
licht sowie neue StralRenverkehrsflachen zur Erschlie3ung des Wohngebiets pla-
nungsrechtlich gesichert werden. In Folge der Internationalen Gartenschau soll mit
dem Bebauungsplan die Grundlage fir einen Teil eines neuen Volksparks in Wil-
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helmsburg geschaffen werden, von dem Impulse fir eine stadtebauliche Weiterent-
wicklung und Aufwertung Wilhelmsburgs ausgehen sollen.

Da die Realisierung oben genannter Vorhaben nach bestehendem Planungsrecht zu
einem Grol3teil nicht moglich ist, wird die Aufstellung eines Bebauungsplans not-
wendig.

3. Planerische Rahmenbedingungen

3.1. Rechtlich beachtliche Tatbestande

3.1.1. Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan fir die Freie und Hansestadt Hamburg in der Fassung der
Neubekanntmachung vom 22. Oktober 1997 (HmbGVBI. S. 485) mit seiner 115. An-
derung stellt fir das Plangebiet Gberwiegend Grinflachen, das Kiikenbrack als Was-
serflache und die Wilhelmsburger Reichsstral3e als Autobahn oder autobahn&hnliche
Stral3e dar. Das ehemalige Wasserwerk sowie die Flachen beidseits der Stral3e
Schl6perstieg sind bis Hohe Kikenbrack als Wohnbauflachen dargestellt.

Nach Aussage des Beiblatts zum Flachennutzungsplan verlauft iber das Plangebiet
eine Richtfunktrasse. Die daraus resultierenden, maximal zulassigen Bauhohen lie-
gen zwischen 132 und 136 m 4. NN. Die Wohnbauflachen sind als Béden, die mit
umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind, gekennzeichnet.

3.1.2. Landschaftsprogramm
Das Landschaftsprogramm Hamburg fur die Freie und Hansestadt Hamburg vom
14. Juli 1997 (HmbGVBI. S. 363) mit seiner 99. Anderung stellt
fur die Flachen westlich und 6stlich der Rathauswettern das Milieu Parkanlage,
fur die Flachen entlang der StralRe Kurdamm das Milieu Etagenwohnen,

fur die Wohnbauflachen beidseits der Stral3e Schloperstieg sowie fur das ehe-
malige Wasserwerk das Milieu gartenbezogenes Wohnen,

fur das Kikenbrack und die Rathauswettern das Milieu Gewasserlandschaft
und

die Wilhelmsburger Reichsstral3e als Autobahn oder autobahnahnliche Stralie,

dar.

Uberlagert ist das Plangebiet mit der milieutibergreifenden Funktion ,Entwicklungs-
bereich Schutz des Landschaftsbildes®. Der Bereich zwischen Rathauswettern und
Wilhelmsburger Reichstral3e ist als ,Entwicklungsbereich Naturhaushalt* dargestellt.

In der Fachkarte Arten- und Biotopschutz sind

die Flachen westlich und 6stlich Rathauswettern als Parkanlage (10a),

fur die Flachen entlang der StralRe Kurdamm als stadtisch gepragte Bereiche
teils geschlossener, teils offener Wohn- und sonstiger Bebauung mit mittlerem
bis geringem Griunanteil (12),

die Wohnbauflachen beidseits der StralRe Schléperstieg sowie fir ehemalige
Wasserwerk als offene Wohnbebauung mit artenreichen Biotopelementen, wie
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Hecken, Knicks, Tumpeln, Ruderalflachen, Gehoélzbestdnden, Baumen und
Wiesen, bei hohem Anteil an Grunflachen (11a),

das Kiikenbrack als Stillgewasser (4) und
- die Wilhelmsburger Reichsstral3e als Hauptverkehrsstral3e (14e),
dargestellt.

3.2. Andere rechtlich beachtliche Tatbestande

3.2.1. Bestehende Bebauungsplane

Fur den Uberwiegenden Teil des Plangebiets gilt der Bebauungsplan Wilhelmsburg
38 vom 2. Januar 1968 (HmbGVBI. S. 3), der, mit Ausnahme des als StraRenver-
kehrsflache festgesetzten Kiikenbracksweg, ausschliel3lich Parkanlagen festsetzt.
Das Kukenbrack ist als Wasserflache nachrichtlich ibernommen.

Im Baustufenplan Wilhelmsburg vom 06. Januar 1956 (HmbGVBI. S. 7) sind die
nordwestlichen Plangebietsflachen (die bis vor kurzem vorhandenen Gebéaude an der
Stral3e Schloperstieg) als Wohngebiet W llg und das Wasserwerk als Flache mit be-
sonderer Nutzung festgesetzt.

3.2.2. Denkmalschutz

Bei der ehemaligen Wasserwerksflache (Flurstiick 2715) handelt es sich um Teile ei-
nes Denkmalensembles nach 84 Absatz 1 Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom

5. April 2013 (HmbGVBI. S. 142).

Das Denkmalensemble Grof3-Sand 4, Kurdamm 24 besteht aus Wasserturm und
Wasserwerk (Maschinenhaus von 1910/1911 mit Laufkatze im Inneren und Ver-
disungsgebaude von 1956/1957.

3.2.3. Altlasten/ Altlastenverdéachtige Flachen

Im Flacheninformationssystem der Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt ist fur
das Plangebiet Wilhelmsburg 93 die Altlast 6628-024/00 verzeichnet.

Fir weitere Einzelheiten wird auf die Ziffer 5.9.3 verwiesen.

3.2.4. Kampfmittelverdacht

Im Plangebiet kann das Vorhandensein von Bombenblindgangern nicht ausge-
schlossen werden.

3.2.5. Baumschutz

Fur die im Plangebiet vorhandenen Baume und Hecken gilt die Baumschutzverord-
nung vom 17. September 1948 (Sammlung des bereinigten hamburgischen Landes-
rechts | 791-i), zuletzt gedndert am 11. Mai 2010 (HmbGVBI. S. 350, 369).
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3.2.6. Gesetzlich geschiitzte Biotope

Im Plangebiet befinden sich zwei gesetzlich geschitzte Biotope. Das Kikenbrack ist
als Brack ein nach 8§ 14 Absatz 2 Nummer 1 Hamburgisches Gesetz zur Ausfiihrung
des Bundesnaturschutzgesetzes (HmbBNatSchAG) in der Fassung vom 13. Mai
2014 (HmbGVBI. S. 167) gesetzlich geschutztes Biotop. Dartber hinaus befindet
sich ein kleiner Tumpel (sonstiger Tumpel) nérdlich des bisherigen Parkplatzes am
Kurdamm der nach 8§ 30 Absatz 2 Nummer 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt gedndert am 13. Oktober 2016 (BGBI. |
S. 2258, 2348), geschitzt ist.

3.2.7. Planfeststellungen

Die 6stlich an das Plangebiet angrenzende Wilhelmsburger Reichsstralie (B4/B75)
ist nach dem Bundesfernstral3engesetz als Teil der Bundesautobahn-Umgehung
Harburg am 11. September 1979 planfestgestellt worden. Zur Verlegung der Wil-
helmsburger Reichsstral3e ist inzwischen ein Planfeststellungsbeschluss mit Datum
vom 26.06.2013 mit Plandnderungsbeschluss vom 09.10.2014 gefasst worden.

3.3. Andere planerisch beachtliche Tatbestande

3.3.1. Fachtechnische Untersuchungen und Gutachten
Folgende Untersuchungen und Gutachten wurden zum Bebauungsplan Wilhelms-
burg 93 durchgefuhrt:
Erfassung und Bewertung des Baumbestands (westlicher Planbereich bis Rat-
hauswettern), Mai 2007

Erfassung von Flora und Fauna im Rahmen des vorgelagerten wasserrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens Kornweidenwettern , September 2008

Einschéatzung der Gewasserqualitat der Kornweidenwettern in Hamburg-
Wilhelmsburg, August 2008

Habitatwertigkeit des Plangebiets fir Fledermause auf dem Gebiet der geplan-
ten Internationalen Gartenschau Hamburg 2013 auf Wilhelmsburg , September
2007

Brutvogelkartierung und Bewertung der Lebensraume auf dem Gebiet der ge-
planten Internationalen Gartenschau Hamburg 2013 auf Wilhelmsburg, No-
vember 2007

Erfassung von Amphibien und Libellen auf dem Gebiet der geplanten Internati-
onalen Gartenschau Hamburg 2013 auf Wilhelmsburg , Juli u. Oktober 2007

Internationale Gartenschau in Hamburg-Wilhelmsburg 2013 (igs 2013) Bericht
zur differenzierten Biotopkartierung und Habitat-Potential-Abschatzungen

Verlegung der Kornweidenwettern, Allgemeine Vorprufung des Einzelfalls ge-
man UVPG, September 2008

Gutachterlicher Kurzbefund fir die Linde im StralRenbereich vor Haus Nr. 4,
Dezember 2008

Ersteinschatzung der Larmbelastungssituation, November 2007
Schalltechnische Untersuchung zur AuRengastronomie, Januar 2009
Schalltechnische Untersuchung zum B-Plan Wilhelmsburg 93, September 2009

Bebauungsplan Wilhelmsburg 93, Schalltechnische Untersuchung Stellplatze
an der Gastronomie am Wasserwerk; ,Carport-Lésung®, September 2009
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Auszug aus dem Flacheninformationssystem zur Altlast 6628-024/00

Ermittlung und Bewertung der Gewerbestruktur im Bereich Schmidts Breite in
Hamburg-Wilhelmsburg vom September 2007

Geruchsbegehung nach der Geruchsimmissions-Richtlinie fir den Stadtteil Wil-
helmsburg, Februar 2009

Artenschutzfachliches Gutachten Bebauungsplan Wilhelmsburg 93, Juni 2009

- Wasserwirtschaftliches Gesamtkonzept Neue Mitte Wilhelmsburg, Oktober
2009

3.3.2. Wasserwirtschaft

Die Ubergeordneten Regelungen fir die Gewasser und den Binnenhochwasser-
schutz trifft der Wasserwirtschaftliche Regionalplan Wilhelmsburg.

3.3.3. Stadtebaulicher Rahmenplan / Wettbewerbe

Im Jahr 2005 wurde fir die Internationale Gartenschau in Hamburg Wilhelmsburg ein
Landschaftsplanerischer Realisierungswettbewerb durchgefiihrt. Aus den Ergeb-
nissen der Wettbewerbspreistradger wurde ein Rahmenplan entwickelt, dessen Reali-
sierung u.a. Uber den Bebauungsplan Wilhelmsburg 93 ermdglicht werden soll.

2008 wurde im Hinblick auf die Internationale Bauausstellung 2013 fiir die geplante
Bebauung im Bereich der Stral3e Schldperstieg ein begrenzt offener, stadtebaulicher
Ideen- und hochbaulicher Realisierungswettbewerb durchgefihrt, aus dessen Er-
gebnissen ein Funktionsplan erarbeitet wurde, der die Grundlage fiir die Bauflachen
im Bebauungsplan Wilhelmsburg 93 bildet.

3.3.4. Verlequng der Wilhelmsburger Reichsstra3e (B4/B75)

Es bestand seitens der Bundesrepublik Deutschland und der Freien und Hansestadt
Hamburg die begriindete Absicht, die bisher im Osten an das Plangebiet angrenzen-
de Wilhelmsburger Reichsstral3e (B4/B75) weiter nach Osten parallel zu vorhande-
nen Bahnanlagen zu verlegen. Durch die damit verbundene Verkehrsbiindelung
werden die Wilhelmsburger Mitte Richtung Norden stadtebaulich entwicklungsfahig
und die Verkehrsimmissionen konzentriert. Zwischenzeitlich ist die Verlegung der
Wilhelmsburger ReichsstralRe mit Datum vom 26.06.2013 planfestgestellt worden
(siehe Ziff. 3.2.7)

3.3.5. Verleqgung der Kornweidenwettern

Fur die Verlegung der Kornweidenwettern wurde parallel ein wasserrechtliches Zu-
lassungsverfahren durchgefuhrt.

3.4. Angaben zur Lage und zum Bestand

Das Plangebiet umfasst etwa 5,9 ha und wird im Osten durch den Kikenbracksweg
und im Westen durch die 6stlichen Grundstiicksgrenzen der vorhandenen Bebauung
entlang der Peter-Beenck-Stral3e begrenzt. Eine wichtige Radwegeverbindung in-
nerhalb Wilhelmsburgs besteht auf der parallel zur Wilhelmsburger Reichsstral3e
(B4/B75) verlaufenden Stral3e Kikenbracksweg, die auch die Erschlief3ung fur die
Kleingarten zwischen Rathauswettern und Wilhelmsburger Reichsstral3e bildet.
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Die Stral3e Kurdamm im Norden des Plangebiets endet im Osten an einem kleinen
Platz, der auch als Parkplatz mitgenutzt wird.

Im Nordlichen Abschnitt der Stral3e Schldperstieg waren bis 2007 drei jeweils dreige-
schossige Mehrfamilienh&user und an der Stral3e Kurdamm ein viergeschossiges
Mehrfamilienhaus vorhanden. Seit Abriss der Hauser liegen die Flachen brach (0,5
ha). Der weitere Verlauf der Stral3e Schldperstieg in sudliche Richtung kann nicht
durch Pkw befahren werden und dient als Spazier- und Wanderweg innerhalb der
Parkanlage.

Sudlich im Anschluss an die bis 2007 bebauten Flachen steht eine Garage, die im
Eigentum der Freien und Hansestadt Hamburg ist.

Im Plangebiet befindet sich ein inzwischen stillgelegtes Wasserwerk, das als Denk-
malensemble eingetragen ist. Das Ensemble umfasst u.a. eine Maschinenhalle und
ein Verdisungsgebaude.

Der Uberwiegende Teil des Plangebiets besteht aus mittlerweile weitestgehend ge-
raumten Kleingartenflachen (2 ha), Wasserflachen (0,7 ha) und Parkanlagen

(2,12 ha), davon sind 0,6 ha waldartig und naturnahe Flachen mit dichtem Baumbe-
stand. Insbesondere innerhalb der als Parkanlage genutzten Flachen sowie an den
Gewasserrandern wachsen dichte Geholzbestande. Die wichtigsten Baumarten sind
Eschen, Erlen, Weiden und im Stralenbereich auch Linden. Im Stden schlief3t sich
das Kikenbrack an (0,15 ha).

Die insgesamt 54 ehemaligen Kleingarten gehoéren zu dem Verein Nr. 706 Ei-
chenallee (etwa 2 ha). Innerhalb der Kleingartenflachen sind einige Graben vorhan-
den.

In den Parkanlagen entlang der Rathauswettern und am Kukenbrack verlaufen zahl-
reiche FulR- und Radwege. Sie sind Bestandteil des ausgedehnten Netzes fir Erho-
lungssuchende und Spazierganger innerhalb der Kleingarten und Grinflachen west-
lich und 6stlich der Wilhelmsburger Reichsstral3e.

Es ist mit hohen Grundwasserstdnden zu rechnen.

Die im Plangebiet befindlichen Grundstiicke sind mit Ausnahme der Flurstiicke 2711,
2712 und 2713 im Eigentum der Freien und Hansestadt Hamburg.

In der Stral3e Schlperstieg sind Schmutz- und Regenwassersiele sowie Wasserlei-
tungen vorhanden.

4. Umweltbericht

4.1. Vorbemerkungen

Der Umweltbericht dient der Bindelung, sachgerechten Aufbereitung und Bewertung
des gesamten umweltrelevanten Abwégungsmaterials auf der Grundlage geeigneter
Daten und Untersuchungen.

Bezuglich des Anlasses und der Zielsetzungen der Planung wird auf Ziffer 2 ver-
wiesen.

Bezuglich der Quellen bei der Bearbeitung der Umweltprifung siehe Ziffer 3.3.1.

Die verwendeten Methoden sowie Details zu den Ausfihrungen im Umweltbericht
sind den verwendeten Quellen zu entnehmen.
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Das Plangebiet ist etwa 5,9 ha grof3. Durch bestehende Verkehrsflachen werden et-
wa 0,1 ha und durch bisher ausgewiesene Bauflachen etwa 1,1 ha in Anspruch ge-
nommen, davon Wohnbauflachen 0,5 ha und Flachen mit besonderer Nutzung

0,6 ha. Durch die Planung werden auf bisherigen Griinflachen etwa 2.800 m2 neue
StralR3enflachen und 2.200 m2 neue Bauflachen ermdglicht. Die Stral3e Kikenbracks-
weg wird als StralRenverkehrsflache aufgehoben, bleibt aber als Wegeverbindung er-
halten. Etwa 2.400 m2 extensive Parkanlage werden intensiver gestaltet und genutzt
werden.

Im sudlichen Verlauf der Kornweidenwettern ist eine Verlegung des Gewassers in
das alte Grabenbett erforderlich, um Bauland fur die geplante Bebauung und ausrei-
chend Freiflachen fir die Neubebauung zu erhalten. Entlang der Kornweidenwettern
ist ein Arbeits- und Schauweg beriicksichtigt. Die naturschutzrechtliche Eingriffsrege-
lung fur die Verlegung wird in einem wasserrechtlichen Zulassungsverfahren durch-
gefuhrt.

4.1.1. Anderweitige Planungsmoglichkeiten (Alternativen)

Planungsalternativen

Fir die Internationale Gartenschau 2013 in Hamburg Wilhelmsburg wurde ein Land-
schaftsplanerischer Wettbewerb durchgefihrt, der Planungsalternativen aufzeigt.
Diese Alternativen wurden jedoch aufgrund verschiedener Aspekte und aufgrund der
Qualitaten des Siegerentwurfs verworfen. Im Wesentlichen unterscheiden sich die
Wettbewerbsentwurfe fir das Plangebiet in der Anordnung von Kleingarten, Parkan-
lagen und naturnahen Flachen sowie in der Wegefuhrung fur Fu3ganger und Rad-
fahrer.

Die geplante Bebauung resultiert aus einem internationalen Ideen- und Realisie-
rungswettbewerb, den die IBA GmbH gemeinsam mit dem seinerzeitigen Grundei-
gentimer der Flursticke 2711 — 2713 im Sommer 2008 ausgelobt hatte. Der erste
Preistrager des Wettbewerbsverfahrens wurde mit der Erarbeitung des Funktions-
plans beauftragt, welcher die Grundlage fur den vorliegenden Bebauungsplan-
Entwurf darstellt. Der Wettbewerb zeigte die Alternativen hinsichtlich der Gebaude-
anordnungen und Verkehrsflachenaufteilungen auf.

Nullvariante

Im Falle der Nullvariante wirde das Plangebiet weiterhin tberwiegend als Parkan-
lage, durch Kleingarten und als Wohngebiet in den bisherigen Abgrenzungen genutzt
werden. Die Rahmenbedingungen flr die Schutzgiter blieben weitgehend unveran-
dert. Es wirden keine Kleingarten verlagert werden.

Impulse fir die Stadtentwicklung, wie sie durch die Internationale Bauausstellung
und die Internationale Gartenschau 2013 und den daraus entstehenden Volkspark zu
erwarten sind, blieben aus.

4.1.2. Standort und Untersuchungsraum

Das Plangebiet liegt im Bezirk Hamburg-Mitte im Ortsteil Wilhelmsburg, zwischen
dem Kukenbracksweg im Osten, dem Kurdamm im Norden, dem Kiikenbrack im Su-
den und den dstlichen Grundstiicksgrenzen der Grundsticke 6stlich Peter-Beenck-
Stral3e bzw. der Kornweidenwetter im Westen.
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Als Untersuchungsraum fir die Umweltprifung ist generell das Plangebiet anzuse-
hen. Die Untersuchungsgebiete werden in den jeweiligen Fachgutachten be-
schrieben.

4.2. Bearbeitung der Schutzquter einschliel3lich der Wechselwirkungen

4.2.1. Schutzqut Boden

Bestandsbeschreibung

Das Gelande ist fast eben und liegt Uberwiegend zwischen 0,7 bis 1,8 m tber Nor-
mal-Null (NN). Die Parkanlangen und Kleingartenflachen liegen weitgehend auf ei-
nem niedrigen Niveau von 0,7 bis 0,9 m Uber NN. Die Flachen der bisherigen Be-

bauung, des Schldperstieges und des ehemaligen Wasserwerkes liegen auf einer
Hohe von 1,8 m Uber NN.

Im Gebiet finden sich nacheiszeitliche (holozane) Bodenarten der Marsch mit wech-
selnden Aufbauten. Der Raum ist gepragt durch grundwasserbeeinflusste Béden. Im
Raum findet sich tonig-schluffige und kalkfreie typische Flussmarsch, nur lokal be-
grenzt kdnnen Torfe und organogene Schichten im Untergrund vorhanden sein.

Die Bdden im Planungsraum sind teilweise besonders leistungsféahig im Sinne der
Lebensraumfunktion, méglicherweise auch der Archivfunktion.

In den Bereichen der ehemaligen Bauflachen, der Stral3en, der Stellplatzanlage und
des Wasserwerks ist der Boden bereits stark versiegelt und Gberformt. Auch hat es
durch die frihere Umlegung der Kornweidenwettern bereits Bodenverdnderungen
durch die Herstellung eines neuen und die Verflllung eines alten Grabenverlaufs ge-
geben. Im ubrigen Park- und Kleingartengelande ist der Versiegelungsanteil im Be-
stand gering und der nattirliche Bodenaufbau noch weitgehend erhalten.

Es ist nicht auszuschlief3en, dass sich in den tieferen Bodenschichten beim Abbau
organischer Substanzen unter anaeroben Verhaltnissen Methan entwickelt hat. Ost-
lich des Plangebiets haben Untersuchungen solche Methanbildungen nachgewiesen.

Westlich Kiikenbrack befinden sich Ablagerungsflachen mit Auffullungen bis zu
1,40 m Méachtigkeit. Bezulglich Altlasten wird auf Ziffer 5.9.3 verwiesen.

Der Planungsraum liegt - wie groRe Teile Wilhelmsburgs - in einem Gebiet mit erhdh-
ter Hintergrundbelastung des Oberbodens.

Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

In den vorhandenen Parkanlagen wird keine Neuversiegelung in nennenswertem
Ausmal erfolgen. Die Béden in den bisherigen Kleingartenflachen werden durch
Umwandlung in Parkanlagen ebenfalls nicht wesentlich veréandert. Kleinflachige Ver-
siegelungen von Gartenlauben, Terrassen und Wegen werden aufgehoben. Daftr
entstehen teilweise neue ErschlieBungswege mit ebenfalls nur kleinflachigen Versie-
gelungen.

Durch die Erweiterung der Wohnbauflachen und die Ausweisung von Stral3enver-
kehrsflachen wird eine gro3flachige Versiegelung von bisherigen Grunflachen erfol-
gen. Die Stral3enflachen werden um etwa 2.800 m? und die Wohnbauflachen um et-
wa 2.200 m2 vergroRRert. Ein Teil der bisherigen Flachen fur besondere Nutzung
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(Wasserwerk) wird in Wohnbauflache umgewidmet. Der gewachsene Bodenaufbau
wird in den Bauflachen stark tiberformt und bis zu einem Anteil von 80 % beim ehe-
maligen Wasserwerksgelande, bzw. 75% im Bereich des geplanten Wohnungsbaus
versiegelt. Hier kann kein Bodenleben mehr stattfinden und auch die sonstigen Bo-
denfunktionen werden weitestgehend aufgehoben.

Durch Abdeckung und Versiegelung im Rahmen von Geb&udesohlen oder versie-
gelten Freiflachen kann es zu einer Bildung von Bodengasen durch Luftabschluss
kommen.

Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmal3inahmen, Fest-
setzungen
Zur Vermeidung von Bodenversiegelung sind Stellplatze in wasser- und luftdurchlas-

sigem Aufbau herzustellen. Dies wird bei der Festsetzung 8 2 Nummer 18 bertck-
sichtigt.

Die Dachflachen von Tiefgaragen sind zu begriinen, um die hier entstehenden Ver-
siegelungen auszugleichen und Standorte fur Tiere und Pflanzen herzustellen (vgl.
§ 2 Nummer 10).

Als Ausgleich fir die Beeintrachtigung der Bodenfunktion wird eine Dachbegrinung
der Wohngebéaude festgesetzt. Die extensiv begriinten Dachflachen kénnen zu ei-
nem gewissen Anteil Funktionen des offenen Bodens Ubernehmen wie Filterfunktio-
nen fur Niederschlagswasser und Luftinhaltsstoffe. Auch dienen sie als Standort fir
Vegetation und bilden somit auch einen Lebensraum fur Tiere, insbesondere Insek-
ten. (vgl. Festsetzung § 2 Nummer 11)

Die durch die Anlage der Stral3en- und Bauflachen auf bisherigen Griunflachen ent-
stehenden Beeintrachtigungen kénnen im Gebiet nicht ausgeglichen werden. Die
Festsetzungen des Bebauungsplans verursachen somit einen Ausgleichsbedarf au-
Rerhalb des Plangebiets.

Im Plangebiet kann von einer Gasproduktion aus den Bodenweichschichten ausge-
gangen werden. Hier sind Schutzmal3hahmen zu ergreifen (siehe hierzu Ziffer 5.9.4).

Da der Planungsraum in einem Gebiet mit erhéhter Hintergrundbelastung des
Oberbodens liegt, ist vor der Herrichtung der geplanten Garten im Bereich des gar-
tenbezogenen Wohnens der Oberboden auf seine Eignung flr die vorgesehene Nut-
zung als Hausgarten zu prifen, im Falle der Herrichtung von Kinderspielbereichen
auf seine Eignung als Kinderspielflache.

Bezuglich der Altlasten wird auf Ziffer 5.9.3 verwiesen.

4.2.2. Schutzqgut Wasser

Bestandsbeschreibung

Grundwasser

Die Flachen sind grundwassernah, da das Grundwasser etwa 1,0 bis 2,0 m unter
Gelande ansteht. Die Empfindlichkeitsstufe des Grundwassers wird mit Stufe 1 an-
gesetzt (geringe Gefahrdung des Grundwassers), da die holozénen Weichschichten
(Marschenklei) eine schitzende Deckschicht fir den oberen Grundwasserleiter bil-
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den. Durch vorhandene Trennschichten bestehen keine hydraulischen Verbindungen
zu den tieferen Grundwasserstockwerken.

Oberflachengewasser

Die Rathauswettern erstreckt sich vom sidlichen Ende des ABmannkanals im Nor-
den, die MengestralRe unterquerend bis zum Kikenbrack im Sidden. Die etwa 10 m
breite Wettern ist aufgrund ihres geradlinigen Ausbaus und ihrer kiinstlichen Entste-
hung und der meist bis an die Boschungsoberkante heranreichenden Nutzung als
naturfernes Gewasser zu bezeichnen. Allerdings finden sich einige naturnahe Struk-
turen am Gewasser wie der durchgangige Gehdlzsaum. AulRerdem ist das Ufer un-
verbaut, sodass sich auch hier vielfaltige Strukturen aus Gehdlzwurzeln u. a. bilden
konnten. Die Gewasserguteuntersuchungen aus den Jahren 1996 und 2000 weisen
die Rathauswettern als kritisch belastet aus und auch die chemischen Untersuchun-
gen aus den genannten Jahren deuten auf eine Nahrstoffanreicherung in der Rat-
hauswettern hin.

Die Kornweidenwettern liegt an der westlichen Grenze des Plangebiets. Sie fliel3t
von Sud nach Nord und es besteht im Stiden ein Stichgraben zum Kikenbrack. Sie
entwassert ca. 450 m ndrdlich in einen Zufluss zum Rathaus-Teich, der dstlich in die
Rathauswettern entwassert. Bei der Unterquerung des Kurdamm ist die Kornwei-
denwettern verrohrt. Sie weist eine Breite von ca. 2 m und eine Wassertiefe von ca.
10-20 cm auf. Die Wasserqualitat ist aufgrund der organischen Verschmutzung als
schlecht zu beurteilen. Im stdlichen Abschnitt soll sie an die westliche Plangebiets-
grenze in ihren ehemaligen Verlauf zurtickverlegt werden, um westlich der geplanten
StraRe Schldperstieg die Baugebiete zu ermoglichen (im Ubrigen siehe Ziff.3.3.5.)

Die Rathauswettern und das Kiikenbrack sind Bestandteil eines Ubergreifenden zu-
sammenhangenden Gewassersystems, das sich nach Stden tber den Mahlbusen
und die Sudliche Wilhelmsburger Wettern fortsetzt. Der angestrebte und durch Regu-
lierung zu haltende Wasserstand in den Gewassern ist 0,15 m unter NN.

Die Kleingartenflachen sind von einigen kleinen Entwasserungsgraben bzw. Mulden
durchzogen, die zum Teil an das Kikenbrack angeschlossen, z. T. aber auch ohne
Abfluss sind.

Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Grundwasser

Wahrend der BaumalRnahmen werden die das Grundwasser schitzenden Deck-
schichten durchbrochen, so dass prinzipiell die Gefahr der Grundwasserverschmut-
zung besteht. Von einer dauerhaften Gefahrdung des Grundwassers ist nicht auszu-
gehen. Mit der Festsetzung in § 2 Nummer 16 werden dauerhafte Grundwasserab-
senkungen ausgeschlossen. Tiefgaragen kénnen daher nur in Form von sogenann-
ten weil3en Wannen errichtet werden.

Oberflachengewéasser

Auf einer Lange von ca. 170 m wurde die Kornweidenwettern zugunsten von Baufla-
chen in das ehemalige Gewasserbett verlegt. Diese Verlegung wurde lber ein was-
serrechtliches Zulassungsverfahren gesichert einschlief3lich Vorprifung nach dem
Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der Fassung vom 24. Feb-
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ruar 2010 (BGBI. | S. 94), zuletzt geédndert am 21. Dezember 2015 (BGBI. | S. 2490,
2491) und einem Landschaftspflegerischem Begleitplan. Fir diese Verlegung und
den erforderlichen Arbeits- und Schauweg ist eine unverbindliche Vormerkung im B-
Plan eingetragen. Die Flachen werden nicht in die naturschutzrechtliche Eingriffsre-
gelung im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens einbezogen, da dieses Thema
Gegenstand des eigenstandigen wasserrechtlichen Verfahrens ist.

Der Bau einer Terrassenanlage dstlich des Wasserwerksgelandes fihrt zum Umbau
des Gewasserufers der Rathauswettern. Mit diesen Baumalinahmen sind Beein-
trachtigungen fur das Gewasser verbunden, die ebenfalls Uber ein wasserrechtliches
Genehmigungsverfahren bewertet werden.

Im Rahmen der Parkgestaltung sind Veranderungen der jetzt in den Kleingarten lie-
genden Graben mdglich.

Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und AusgleichsmalRnahmen, Fest-
setzungen

Grundwasser

Zum Schutz des Grundwassers ist eine dauerhafte Absenkung des Grundwassers
nicht zulassig (vgl. 8 2 Nummer 16). Stellplatzflachen sind in wasser- und luftdurch-
lassigem Aufbau herzustellen (vgl. 8§ 2 Nummer 18)

Weitere Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichmafinahmen sind nicht erfor-
derlich.

Oberflachengewéasser

Das Kukenbrack und die Rathauswettern bleiben in ihrer bisherigen Funktion und
Form erhalten. Fir die Verlegung der Kornweidenwettern und den Bau der Terrassen
an der Rathauswettern werden in den wasserrechtlichen Verfahren MaRnahmen
festgelegt.

Zur Vermeidung von Beeintrachtigungen des Schutzguts Wasser wird das auf den
Grundstiicken anfallende Niederschlagswasser oberirdisch in das Oberflachenent-
wasserungssystem eingeleitet, sofern es nicht versickert, gesammelt oder genutzt
wird (vgl. 8 2 Nummer 17).

4.2.3. Schutzgut Klima / Luft

Bestandsbeschreibung

Lokalklima

Das Klima des Plangebietes ist durch die besondere Lage im Elbtal gekennzeichnet.
Die Nahe zur Stromelbe hat zur Folge, dass das Klima hinsichtlich Temperatur und
Luftfeuchtigkeit vergleichsweise ausgeglichen ist. Das Elbtal ist mit tber 50 Nebelta-
gen als nebelreich zu bezeichnen. Das Kleinklima ist gepragt durch die intensiv be-
grunten Grunflachen von Parks und Kleingarten sowie die Wasserflachen.

Hinsichtlich der Windverhaltnisse herrschen elbtalparallele Luftstromungen vor. Ge-
malfd dem Fachplan "Klimatope" des Landschaftsprogramms Hamburg gehoéren die
grol3flachigen Bereiche der Kleingéarten im Osten der Kornweidenwettern zu den bi-
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oklimatischen Entlastungsraumen und Kalt-/ Frischluftentstehungsgebieten ohne
bzw. mit nur geringen Veranderungen der nattrlichen Klimaauspragung.

Es handelt sich um bioklimatische und lufthygienische Entlastungsrdaume sowie Kalt-
und Frischluftentstehungsgebiete, die in ihren Funktionen zu schitzen sind.

Verkehrsimmissionen (Luftschadstoffe)

Die lufthygienische Situation ist aufgrund der Wilhelmsburger Reichsstral3e, den in
westlicher Richtung befindlichen Hafennutzungen und weiteren umgebenden Stra-
Ren gegenuber dem Freiland als durch Schadstoffe deutlich vorbelastet zu bezeich-
nen. Von erheblichen Beeintrachtigungen im Sinne von Grenzwertliberschreitungen
ist allerdings nicht auszugehen.

Es wird auf die Ziffer 5.9.1 verwiesen.

Geruchsimmissionen und Storfallbetriebe

Im Hafengebiet befinden sich mehrere Betriebe, die der Stdrfallverordnung unterlie-
gen. Die vorhandenen Abstéande zur geplanten Wohnbebauung sind jedoch ausrei-
chend.

Es ist von Beeintrachtigungen durch Geruchsimmissionen auszugehen. Diese wer-
den hauptsachlich von Betrieben emittiert, die sich im Hafengebiet befinden. Insofern
besteht eine groRraumige Gemengelage. Gesundheitsgefahren sind hierdurch aller-
dings nicht zu erwarten

Es wird auf die Ziffern 5.9.1 und 5.9.2 verwiesen.

Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Lokalklima

Mit der Planung wird sich eine lokal begrenzte klimatische Verschlechterung auf-
grund der Uberbauung (Versiegelung) sowie des Verlustes von Griinvolumen (erhoh-
te Warmeabstrahlung, verringerte Verdunstung) ergeben. Grol3rdumige oder erhebli-
che Auswirkungen auf das Klima sind aufgrund der Vorbelastung nicht zu erwarten.

Verkehrsimmissionen (Luftschadstoffe)

Die neuen Nutzungen werden zwar einen Zuwachs an motorisiertem Individualver-
kehr erzeugen, allerdings werden diese Zusatzverkehre gemessen an der vorhande-
nen Verkehrsbelastung in Wilhelmsburg zu keinen erheblichen Auswirkungen hin-
sichtlich der Immissionsbelastung fuhren.

Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und AusgleichsmalRnahmen, Fest-
setzungen
Die Anpflanzgebote fiir Baume und Straucher dienen auch unter lokalklimatischen

Aspekten dem Erhalt von Mindestqualitaten. Auch die Dachbegriinung und die Be-
grunung der Tiefgaragen dienen als Beitrag zur Minderung der Beeintrachtigungen
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durch die Bebauung und Versiegelung. Die begriinten Dachflachen binden Luftstau-
be und vermeiden die Aufheizung durch grof3e Dachflachen.

Fur die Bebauung ist der Anschluss an ein Warmenetz vorgesehen.

4.2.4. Schutzgut Landschaft

Bestandsbeschreibung

Das Landschaftsbild wird gepragt durch Kleingérten und naturnahe Bereiche wie
Geholzflachen, waldartige Bestande, Tumpel und ein Brack sowie einige Graben.
Das gesamte Gebiet weist wegen des hohen Grundwasserstandes einige Feuchtzo-
nen und Gréaben auf und ist somit charakteristisch fiur die Wilhelmsburger Elbinsel im
Stromspaltungsgebiet der Elbe. Die von Wegen und Gréaben durchzogenen Kleingar-
tenanlagen sind wesentlicher und typischer Bestandteil des Wilhelmsburger Parks.
Der nordliche Teil des Gebiets ist gepragt durch die Gebaude des Wasserwerkes
und die Brachflache.

Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Wesentliche Veranderungen des Landschaftsbildes ergeben sich durch die Aufhe-
bung der Kleingartenanlagen und durch die zusatzliche Wohnbebauung. Die Blick-
beziehungen werden durch die Anlage der geplanten Wohnbebauung beiderseits
des verlangerten Schldperstieges beeintrachtigt. Auch die Errichtung eines gastro-
nomischen Betriebes mit Auf3enanlagen stellt eine Ver&dnderung der Landschaft dar.

Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und AusgleichsmalRnahmen, Fest-
setzungen

Neue im Rahmen der Internationalen Gartenschau angelegte Wegeverbindungen
ermdglichen eine verbesserte Erlebbarkeit des Kultur- und Landschaftsraumes. Es
entsteht eine fur den Stadtteil Wilhelmsburg wertvolle und vielfaltig gestaltete Park-
landschaft mit neuen Wegebeziehungen, Freizeit- und Erholungseinrichtungen und
einem erlebbaren Gewéssersystem. Wesentliche, den Raum pragende Landschafts-
elemente bleiben erhalten. Die Parkanlagen werden entsprechend dem IGS-
Rahmenplan umgestaltet.

Durch die Anpflanzgebote sollen die Beeintrachtigungen vermindert werden. So ist

eine Anpflanzung entlang der StralR3e, der neuen Wohnbebauung und auf Stellplatz-
anlagen vorgeschrieben. Fir die das StraRenbild pragende Linde sind Schutzmal3-

nahmen auf dem privaten Grundstuck festgesetzt.

Es verbleiben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen.
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4.2.5. Schutzqut Tiere und Pflanzen einschlie3lich der biologischen Vielfalt

Bestandsbeschreibung

Baum- und Gehdlzbestand

Innerhalb der als Parkanlage genutzten Flachen und insbesondere an den Gewas-
serrandern befinden sich dichte Gehdlzbestande mit teilweise grof3kronigen Baumen,
vor allem Eschen, Erlen und Weiden. Zwischen Kikenbrack und der Bebauung an
der Peter-Beenck-Stral3e befindet sich ebenfalls ein dichter Gehdlzbestand aus gro-
Ren Baumen und Gebuschgruppen. Diese Flache wird als waldartiger Parkbereich
bzw. alter Landschaftspark erfasst.

In den Kleingartenanlagen befinden sich Hecken, Straucher und Kleingehélze sowie
Obstbaume.

Von besonderer Bedeutung ist eine alte Linde an der Stral3e Schldperstieg, die mit
ihrer Grél3e und Kronenausbildung das Straf3enbild pragt. Sie hat einen Stamm-
durchmesser von 60 cm, eine HOhe von 18 m und einen Kronendurchmesser von
12 m.

Biotoptypen

Ein kleines naturnahes Gehdlz feuchter bis nasser Standorte (Biotopktrzel HGF)
schlie3t sich nérdlich an das Kiikenbrack an. Unter der von Schwarz-Erlen, Berg-
ahorn und Eschen gepragten Baumschicht liegt eine gut entwickelte Strauchschicht
aus Holunder und Echter Brombeere. Die Krautschicht ist artenarm und von Schlank-
Segge, Gundermann, Sumpf-Schwertlilie und Echter Brombeere gepréagt (vgl. Bio-
topkartierung und Potentialabschatzung).

Die Kleingartenflachen zeichnen sich aus durch intensiv gepflegte Zier- und Nutzgar-
tenbereiche mit Obstbdumen, Hecken, Zierstrauchern, Stauden, Rasen, Spiel- und
Sitzbereichen. Sie sind It. Biotopkartierung als strukturarme Kleingartenanlage (EKA)
eingestuft, die durch die Bewirtschaftung eine hohe Stérungsintensitat aufweisen.

Die Grunflachen im Gebiet sind als Alter Landschaftspark (EPL) einzustufen. Er be-
steht aus waldartigen Flachen, Strauchflachen und regelmafig geméahten Rasenfla-
chen mit Baumbestand. Der altere Baumbestand verflgt tber eine gut ausgepragte
Baum- und Strauchschicht. Vorwiegend wachsen hier Silber-Weide, Schwarz-Erle
und Hainbuche, aber auch Hange-Birke, Saulen-Pappel, Gewdhnliche Esche und
Gewohnliche Rosskastanie. Die Strauchschicht wird gepréagt durch Schwarzer Ho-
lunder, Kartoffelrose und Gemeine Hasel.

Die Rathauswettern ist als Biotoptyp Wettern/Hauptgraben eingestuft (FLH).
Schwarzerlen und Weiden, aber auch Ahorn und Birke saumen die Wettern, so dass
die Ufer teilweise beschattet sind. Die Béschungen sind gepragt von artenreicher und
Uppiger Vegetation mit mesophilen und feuchtezeigenden Arten.

Bei der Kornweidenwettern mit ihrem relativ geradlinigen Verlauf handelt sich um ei-
nen eutrophen Graben, der dauerhaft Wasser fiihrt (FGR). Durch die geringe Was-
serbewegung weist er Stillgewassercharakter und eine sandig verschlammte Sohle
auf. Im Suden ist die Kornweidenwettern durch einen Verbindungsgraben an das K-
kenbrack angebunden. Der Bewuchs der Boschung ist durch Schilf, Baldrian, Was-
ser-Schwaden, Brennnessel und Zottiges Weidenréschen gepragt. Vereinzelt sind
Sumpfschwertlilie und die gefahrdete Sumpfdotterblume zu finden. Der nérdliche Tell
der Kornweidenwettern ist stark besonnt, wodurch die Vegetation hier sehr dicht
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ausgepragt ist. Im sudlichen Teil ist die Wettern durch angrenzende Gehdlze stark
beschattet und die Vegetation dadurch deutlich geringer ausgepragt.

Auf der Brachflache der abgerissenen Bauten am Schldperstieg hat sich eine Ru-
deralflur mittlerer Standorte eingestellt (APM). Typisch sind auf diesen gestdrten
Standorten artenarme und ausdauernde Pflanzengemeinschaften mit Gras- und
Krautarten.

Besonders geschiitzte Biotope
Es sind zwei besonders geschutzte Biotope vorhanden.

Kleiner Tumpel nordlich Kurdamm (STZ): Kaum Wasser fuhrend, starker Lau-

beintrag, von Weiden und einer Strauchschicht aus WeiRem Hartriegel, Holun-
der und Japanischem Staudenknoéterich umgeben. Im Uferbereich des Gewas-
sers dominieren Schilf, Schlank-Segge und Wasserschwaden, geschuitzt nach
8 30 Absatz 1, Absatz 2 Nummer 1 BNatSchG.

Kikenbrack (SEB): in den Park integriertes Gewasser mit einigen kleineren
Buchten, naturnah, nahrstoffreich, stark beschattet, schmale Krautschicht, ge-
saumt von luckigen Bestanden aus Schwarz-Erlen, Weiden und Eschen. Die
durch die intensive Pflege des umliegenden Parks haufig sehr schmale und oft
lickige Ufervegetation wird von Gundermann, Blut-Weiderich, Brennessel und
Schilf dominiert. Das Wasser ist triib und weist kaum Schwimmblattvegetation
auf, stellenweise kleine Bestande der Gelben Teichrose, gréRere Wasservogel-
bestande, geschutzt nach § 14 Absatz 2 Nummer 1 HmbBNatSchAG.

Gefahrdete und geschitzte Pflanzen

Im Gebiet wurden vier Pflanzenarten kartiert, die nach nationalem Recht gefahrdet
und/ oder geschutzt sind.

Art RL HH RL BRD BASV geschutzt nach

Rote Liste Hamburg | Rote Liste BRD Bundes-Artenschutz-
Verordnung

Iris pseudacorus §

Gelbe Schwertlilie

Nymphaea alba 3 §

Weil3e Seerose

Ornithogalum umbellatum 3

Dolden-Milchstern

Salix fragilis 3

Bruch-Weide

Die gelbe Schwertlilie kommt im nérdlichen Tumpel, in der Rathauswettern, im K-
kenbrack und im naturnahen Gehdlz am Kukenbrack vor. Die weil3e Seerose wurde
in der Rathauswettern und im Kiikenbrack gefunden, der Dolden-Milchstern in der
Rathauswettern und die Bruch-Weide im kleinen, nérdlichen Tumpel und im naturna-
hen Gehdlz am Kikenbrack.

Tier- und Pflanzenarten

Das Gebiet ist wegen seiner vielfaltigen Biotopausstattung von grof3er Bedeutung fur
Vogel, Libellen, Fledermause, Amphibien und Laufk&fer. In den extensiv angelegten
und gepflegten Griinanlagen finden sich zahlreiche ruderale Krautfluren und
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Strauchbestande mit haufig vorkommenden Pflanzenarten. Der kleinteilige Wechsel
von Geholzflachen und Krautfluren ist von grol3er Bedeutung als Nahrungs-, Brut-
und Lebensraum fir die Tierwelt. Insbesondere die naturnahen Gewasserufer mit
dem Baumbestand und besonnten, mit Réhricht bestandenen Bereichen sind von
groem Wert fur Vogel und Amphibien.

Besonders und streng geschutzte Arten

Aufgrund der Untersuchungsergebnisse und der Datenrecherche sind Vorkommen
folgender streng geschitzter Arten im Plangebiet mdglich oder nachgewiesen:

Aus der Artengruppe der Fledermause wurden im Rahmen der Untersuchungen im
Plangebiet funf Arten nachgewiesen, die zu den streng geschitzten Arten des An-
hangs IV der Flora-Fauna-Habitat Richtlinie, Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. Mai 1992 (zur Erhaltung der naturlichen Lebensrdume sowie der wildlebenden
Tiere und Pflanzen, zuletzt ge&dndert durch Richtlinie 2006/105/EG des Rates vom
20. November 2006) gehoren: Breitfliigelfledermaus, Wasserfledermaus, Grol3er
Abendsegler, Rauhautfledermaus und Zwergfledermaus. Das Gebiet wird von den
Flederméausen tUberwiegend als Jagdhabitat genutzt. Fledermausquartiere (Sommer-
und Winterquartiere, Schlafplatze oder Wochenstuben) wurden im Plangebiet und
auf den untersuchten Nachbarflachen im Norden und Osten nicht festgestellt, auch
nicht an den Geb&uden des Ende 2008 aul3er Betrieb genommenen Wasserwerks
Wilhelmsburg.

Nach den Untersuchungen kommen im Geltungsbereich neun streng geschitzte Vo-
gelarten als Brutvdgel vor: Blasshuhn, Buchfink, Elster, Gartenbaumlaufer, Grinling,
Heckenbraunelle, Reiherente, Star und Teichhuhn. Die Brutplatze von Blass- und
Teichhuhn sowie der Reiherente lagen im Uferbereich des Kikenbrack und z.T. der
Rathauswettern, wahrend die anderen Arten teils in den Ufergeholzen, teils in den
bestehenden Kleingarten siedelten.

Der streng geschutzte warmeliebende Nachtkerzenschwéarmer aus der Gruppe der
Schmetterlinge wurde im Geltungsbereich nicht nachgewiesen, aufgrund seiner ak-
tuellen Ausbreitungstendenz und seiner Anspriiche sind sporadische Vorkommen je-
doch mdglich.

Die Kartierungen ergaben keine Nachweise streng geschutzter Amphibienarten im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes.

Als besonders geschitzte Arten sind bei den Amphibien jedoch die Erdkrote und der
in der Vorwarnliste der Roten Liste Hamburgs gefiihrte Grasfrosch zu nennen, die im
Kikenbrack und den Kornweidenwettern nachgewiesen wurden.

Aus der Gruppe der lediglich besonders geschiitzten Reptilien-Arten ist mit Vorkom-
men der Blindschleiche zu rechnen, vor allem im Bereich der Kleingarten. Weiterhin
sind im Bereich Kukenbrack, dessen ndrdlicher Teil vom Plangeltungsbereich ange-
schnitten wird, Vorkommen der in Hamburg stark bestandsgefahrdeten Ringelnatter
maoglich.

Im Rahmen der Bestandserfassungen wurden im Bereich des Kiikenbracks und den
Kornweidenwettern insgesamt 16 Libellenarten aus der Gruppe der besonders ge-
schutzten Arten nachgewiesen, darunter die nach Hamburgs Roter Liste gefahrdete
Kleine Mosaikjungfer.

Aus der Gruppe der besonders geschitzten Arten ist insbesondere mit Vorkommen
von Arten aus der Gruppe der Laufkafer zu rechnen. Als Lebensraume kdnnen die
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Uferbereiche des Kikenbracks, die Geholzbestande und teilweise die Kleingartenbe-
reiche angesehen werden, wo Bodenlebensraume wie Streuschicht, Totholzelemen-
te und offene Uferbereiche besiedelt werden.

Aus der Kategorie der besonders geschitzten Pflanzenarten sind nach den vorlie-
genden Daten und der Gelandebegehung 2009 Vorkommen der Schwertlilie (Iris
pseudacorus), der Weil3en Seerose (Nymphaea alba) und der Wasserfeder (Hottonia
palustris) belegt. Vorkommen befinden sich am Kikenbrack, an den Wettern und in
den Grében der Kleingartengebiete.

Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung fur Pflanzen und Tiere

Baum- und Gehdlzbestand

Das Planungsvorhaben verursacht einen Eingriff in geméal Baumschutzverordnung
geschutzten Baumbestand. Es werden zahlreiche Baume und Straucher innerhalb
der neu anzulegenden Bau- und StrafR3enflachen gefallt. Hierzu gehdren die Strau-
cher und Baume der Grinflachen und von Teilen des waldartigen Parkgelandes im
Suden sowie Obst- und Ziergehélze und Hecken in den Kleingérten. Betroffene Bau-
arten sind Silber-Weiden, Rosskastanien, Schwarz- und Grauerlen, Eschen, Hainbu-
chen, Hybridpappeln und Winterlinden.

Biotoptypen

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird die Uberplanung bzw. der Ver-
lust von Teillebensraumen ermdglicht. Die ca. 2 ha grof3e Kleingartenflache wird in
ihrer Gesamtheit aufgelost. Ein Teil der Parkanlage in einer Grof3e von etwa

2.000 m? und etwa 760 m? der waldartigen Parkanlage werden Uberplant. Die Fl&-
chen werden teils in Parkanlagen und teils in Bauflachen und Stral3enverkehrsfla-
chen umgewandelt. Die dort enthaltenen Vegetationsstrukturen wie Hecken und
Zierstraucher sowie Grof3bdume werden beseitigt und gehen dem Naturhaushalt als
Lebensraum fur Tiere und Pflanzen verloren. Die Brachflache wird neu bebaut. Auf
dem Gelédnde des ehemaligen Wasserwerkes ist eine Gastronomie mit Auf3enbetrieb
vorgesehen, von der Storungen fur die angrenzenden Lebensraume der Geholze
und der Wettern ausgehen kénnen.

Die Umlegung der Kornweidenwettern in ihren ehemaligen Verlauf verursacht eben-
falls einen voriibergehenden Eingriff, der jedoch im wasserrechtlichen Verfahren be-
wertet wird. In diesem Verfahren wird ein Landschaftspflegerischer Begleitplan erar-
beitet, der eine naturschutzrechtliche Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung enthalt. Beein-
trachtigungen des Naturhaushaltes werden ermittelt sowie Vemeidungs- und Aus-
gleichsmalRnahmen dargestellt und zugeordnet.

Besonders geschitzte Biotope

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes ergeben sich keine Beeintrachtigun-
gen fur die besonders geschlitzten Biotope.

Gefahrdete und geschiitzte Pflanzen

Fir die nach nationalem Recht geschutzten Pflanzenarten geht von den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes keine Gefahrdung aus, wenn die Gewasser und ihre Ufer
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erhalten bleiben. Da der Bebauungsplan keine Veranderungen fir die Rathauswet-
tern, das Kikenbrack und die Tumpel vorsieht, ist nicht mit Auswirkungen fir diese
geschutzten Arten zu rechnen.

Besonders und streng geschutzte Arten

Die lediglich national besonders geschitzten Arten im Vorhabengebiet werden im
Rahmen der Eingriffsregelung und der Ausgleichskonzeption beriicksichtigt. Es wer-
den naturnahe Kleingewéasser und neue Geholzstrukturen angelegt. Damit werden
Planungshinweise aus dem Artenschutzfachlichen Gutachten (Kap. 7) aufgenom-
men. Fur folgende Artengruppen sind keine Verbotstatbestédnde nach § 44 Absatz 1
BNatSchG zu erwarten: Saugetiere, Végel, Amphibien, Reptilien, Fische und Rund-
mauler, Heuschrecken, Libellen, Netzflugler, Hautfligler, Kafer, Schmetterlinge,
Spinnen, Krebse, Mollusken, Nesseltiere, Schwadmme und Stachelhauter.

Fur alle europarechtlich geschitzten Artengruppen und Arten, die im Gebiet vor-
kommen oder potentiell vorkommen kdnnen, wurde gepruft, ob Verbotstatbestande
nach § 44 Absatz 1 BNatSchG erfullt werden (1. Tétungsverbot, 2. Stérungsverbot,
3. Verbot der Zerstérung von Fortpflanzungs- und Ruhestéatten).

Fur die Fledermause entsteht kein Verstol3 gegen die drei Verbotstatbestande, da
keine Fortpflanzungs- oder Ruhestatten im Gebiet vorhanden sind und der gréi3te
Teil der Jagdhabitate wie Gewasser, Uferlinien und Gehdlzrander erhalten bleibt.

Fur Vogel besteht grundsatzlich das Risiko der Verletzung/Totung von Individuen

(8 44 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG) fur alle im Geltungsbereich britenden Vogelar-
ten, vor allem fir Nestlinge und Jungvogel wahrend der Bauphase. Erforderliche Ro-
dungen und Bauarbeiten sind jedoch so zu terminieren, dass Verletzungen und T6-
tungen weitestgehend ausgeschlossen werden kénnen. Die im Gebiet als Brutvogel
nachgewiesenen Singvogelarten Buchfink, Gartenbaumlaufer, Elster, Heckenbrau-
nelle, Grinling und Star sind im Hamburger Stadtgebiet allgemein haufig und wenig
anspruchsvoll hinsichtlich ihrer Bruthabitate. Ihre Populationen sind in Hamburg
stabil oder sogar zunehmend. Bei den genannten Arten lasst sich eine starke Anpas-
sung an die Verhaltnisse auch in dicht besiedelten Gebieten feststellen. Es wird da-
von ausgegangen, dass baubedingte Rodungen ihrer potenziellen Bruthabitate ent-
sprechend der Hamburger Baumschutzverordnung auf3erhalb der Brutzeit erfolgen,
also wenn die Arten die rAumliche Bindung an ihre Brutplatze bereits aufgegeben
haben. Somit ist nicht davon auszugehen, dass es fir die nachgewiesenen Singvo-
gelarten zu erheblichen Stérungen kommt, die mit einer Verschlechterung des Erhal-
tungszustands ihrer lokalen Populationen einhergehen (Stérungen i.S.d. 8 44 Absatz
1 Nummer 2 BNatSchG).

Reiherente, Blass- und Teichhuhn sind in ihren Anspriichen in hohem Mal} auf spe-
zielle Feuchtbereiche wie Kleingewasser, rohricht- und schwimmblattreiche Flach-
gewasser sowie Ufer von Still- und Fliel3gewéasser angewiesen. Da diese im Gebiet
erhalten werden, ist kein Verstol3 gegen die Regelungen des § 44 Absatz 1
BNatSchG zu erwarten.

Fur den Nachtkerzenschwarmer besteht die Méglichkeit, dass im Zuge der Baufeld-
raumung Vermehrungsstadien zu Schaden kommen oder Vegetationsbestande, die
als Uberdauerungshabitat dienen, entfernt werden. Die fuir den Nachtkerzenschwar-
mer geeigneten Habitatstrukturen erstrecken sich jedoch tber das Plangebiet hinaus
(Bahngelande, benachbarte Kleingarten). Somit kann die 6kologische Funktion der
vom Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestéatten im rdumlichen Zusam-
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menhang weiterhin erfullt werden. In Bezug auf die potenziellen Vorkommen des
Nachtkerzenschwarmers ist das Vorhaben somit hinsichtlich der Verbotstatbestande
gemal § 44 Absatz 1 Nummerl (Totungsverbot) und § 44 Absatz 1 Nummer 3
BNatSchG (Verbot der Zerstérung, Beschadigung oder Entnahme der Fortpflan-
zungs- und Ruhestatten) als ,privilegiert“i.S.d. 8 44 Absatz 5 BNatSchG anzusehen.

Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und AusgleichsmalRnahmen, Fest-
setzungen

Baum- und Gehdlzbestand

Die grof3e Linde im Schldperstieg soll erhalten werden. Dafir sind Schutzmaf3nah-
men auf dem privaten Grundstick zum Erhalt des Wurzelbereiches vorgesehen (vgl.
8 2 Nummer 15). Auch bleibt der wesentliche Gehdlzbestand im Plangebiet Gberwie-
gend erhalten.

Es erfolgt eine Anpflanzung mit Strauchern entlang der neuen Bauflachen sowie mit
Baumen und Strauchern im Bereich der Stellplatzanlage der Gastronomie. Stell-
platzanlagen sind gemal3 § 2 Nummer 12 mit Baumen zu bepflanzen. Insgesamt
kann der Verlust des Geholzbestandes im Gebiet nicht ausgeglichen werden. Ein
weiterer teilweiser Ausgleich fur verloren gehenden Geholzbestand wird auf der ex-
ternen knapp 1.500 m2 grof3en Ausgleichsflache (Flurstiick 1230/1 der Gemarkung
Moorwerder) geschaffen.

Biotoptypen

Das naturnahe Geholz am Kikenbrack, das Kiukenbrack selbst und die Rathauswet-
tern bleiben im Bestand erhalten.

Mit den Anpflanzungen im Bereich der Stellplatzanlage der geplanten Gastronomie
und entlang der Bebauung kann ein Mindestmal3 6kologisch wirksamer Strukturen
entwickelt werden, das zu einer Vernetzung von Lebensrdumen im Biotopverbund
fuhrt. Mit den gepflanzten Baumen und Strduchern werden Ersatzlebensrdume ge-
schaffen, die als Lebens-, Nahrungs- und Rickzugsrdume insbesondere von Insek-
ten-, Kleinsduger- und Vogelarten dienen. Die Pflanzung von standortgerechten,
heimischen Gehdlzen (vgl. 8§ 2 Nummer 14) soll zudem der heimischen Tier- und
Pflanzenwelt entsprechende Nahrungs- und Wohnhabitate bieten.

Eine weitere Minderung entsteht durch die Begriinung von Flachdachern im Bauge-
biet in extensiver Ausflihrung als Biotop fur Tiere und Pflanzen der trockenen Gras-
und Staudenflachen. Die Bepflanzung der Tiefgaragendacher dient ebenso der Min-
derung des Eingriffs in den Biotopbestand.

Insgesamt kann der Eingriff in den Biotopbestand durch die genannten MalRnahmen
im Gebiet nicht ausgeglichen werden. Im Rahmen der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung wurden daher externe Ausgleichsflachen zugeordnet, auf denen teil-
weise andersartige, jedoch gleichwertige Biotope zu entwickeln sind. Die externen
AusgleichsmalRnahmen zur Entwicklung der Griinlandbiotope und der Gehdlzflache
gewahrleisten den Ausgleich der Beeintrachtigungen.
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Besonders geschitzte Biotope

Es sind keine Malinahmen erforderlich, da durch den Bebauungsplan keine Beein-
trachtigungen verursacht werden.

Besonders und streng geschutzte Arten

Im artenschutzfachlichen Gutachten wird zur Sicherung des Fledermauslebensraums
der Erhalt der Gewasser und ihrer Uferzonen empfohlen. Sie sind als Jagdraum und
Nahrungsgrundlage zu erhalten. Die Gewasser bleiben erhalten.

Entsprechend den Regelungen der Hamburger Baumschutzverordnung sind Fall-
und Rodungsarbeiten generell auRerhalb der Hauptbrutzeit durchzufiihren, wodurch
das Eintreten eines Falles der Verletzung oder Toétung weitgehend vermieden wer-
den kann. Eine Verletzung oder T6tung von Nestlingen der Arten Reiherente sowie
Teich- und Blasshuhn kann durch die Beschrankung der BaumalRnahmen an Ge-
wassern auf den Zeitraum aul3erhalb der Brutzeit ebenfalls vermieden werden.

Sofern naturnahe Uferbereiche zerstodrt werden, sind zum Schutz von Blass- und
Teichhuhn neue, naturnahe Ufer im Bereich der igs ,Wasserwelten® zu schaffen.

4.2.6. Schutzgut Kultur- und sonstige Sachqgliter

Bestandsbeschreibung

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist das ehemalige Wasserwerk als Teil ei-
nes Denkmalensembles vorhanden.

Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung sowie Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaflnahmen

Besondere Mal3hahmen zum Schutz von Kultur- und Sachgutern sind weder vorge-
sehen noch erforderlich, weil das Denkmalensemble Uber das Denkmalschutzgesetz
hinreichend geschutzt wird und die Planung das Ensemble beriicksichtigt.

4.2.7. Schutzgut Mensch einschlief3lich der menschlichen Gesundheit

Bestandsbeschreibung

Larm

Das Plangebiet ist insbesondere durch die ca. 150 m dstlich befindliche Wilhelms-
burger Reichsstral3e durch Larm vorbelastet.

Es wird auf Ziffer 5.9.1 verwiesen.

Luft

Die derzeitige Situation der Luftqualitat ergibt sich aus der allgemein vorhandenen
Hintergrundbelastung der Luft in Hamburg und der aus dem Verkehr resultierenden
Luftschadstoffbelastung mit Stickoxiden (NO;) und Feinstaub (PMjp). In Abhangigkeit
von der Hauptwindrichtung und -geschwindigkeit liegen im Randbereich der Wil-
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helmsburger Reichsstral3e (B4/B75) erhdhte Werte fir Stickoxid (NO;) und Feinstaub
(PMyg) vor. Uberschreitungen von Grenz- und Richtwerten sind innerhalb der neuen
Wohngebiete nicht zu erwarten.

Geruch
Es besteht eine Geruchsvorbelastung. Es wird auf Ziffer 5.9.2 verwiesen.

Erholungsnutzung

Das Gebiet ist von grofR3er Bedeutung fur die Naherholung. Ein GrofR3teil der Flachen
wurde kleingartnerisch genutzt. Das Gebiet eignet sich zum Spazierengehen und zur
Naturbeobachtung. Auch finden sich hier wichtige Grunverbindungen mit Fuf3- und
Radwegen, die sowohl die Siedlungsteile miteinander verbinden als auch tbergeord-
nete Wanderwege darstellen (siehe auch Ziffer 3.4).

Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Larm

Durch die Ausweisungen des Bebauungsplanes werden mit Ausnahme der Gastro-
nomie auf der ehemaligen Wasserwerksflache keine Nutzungen ermdoglicht, von de-
nen erhebliche Larmemissionen ausgehen.

Durch die im Bebauungsplan ermoéglichte Gastronomie auf der Flache mit besonde-
rem Nutzungszweck kann es nachts zu Larmkonflikten kommen, wenn keine Nut-
zungsregelungen und LarmschutzmalRnahmen im Bereich der Stellplatze getroffen
werden.

Luft

Zusatzliche Belastungen fur das Schutzgut Luft mit Schadstoffen sind durch die ge-
plante Nutzung nicht im erheblichen Umfang zu erwarten.

Erholungsnutzung

Die in der bereits nach dem giiltigen Bebauungsplan Wilhelmsburg 38 festgesetzten
Parkanlage entstandenen Kleingarten des Kleingartenvereins Eichenallee missen
fur die igs 2013 vollstandig verlagert werden. Die bisherige Ausweisung wird in den
neuen Bebauungsplan Gbernommen. Ersatzflachen fur die etwa 54 Kleingarten wer-
den im Bebauungsplangebiet Wilhelmsburg 92 sowie nordlich Haulander Weg be-
reitgestellt.

Die Erhaltung wichtiger Ful3- und Radwegeverbindungen in Nord-Sud und Ost-West-
Richtung einschlieRlich der Briicken Uber die Rathauswettern ist vorgesehen. Der
bisher durch die Grinanlage verlaufende Fu3weg Schldperstieg wird durch die neue
WohnstralRe Schldperstieg ersetzt und im Stiden neu an den vorhandenen Weg an-
gebunden. Die Stral3e Schltperstieg dient im Rahmen der igs 2013 als Teil des
Rundwegs. Vom Wendeplatz am Schldperstieg wird ein weiterer Zugang zum Park
ermaglicht.
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Darlber hinaus sind zuséatzliche Ful3- und Radwegeverbindungen zwischen Rat-
hauswettern und Wilhelmsburger Reichsstral3e und zur Umgebung im Zuge der In-
ternationalen Gartenschau vorgesehen.

Das Gebiet wird sowohl fur die angrenzenden Wohngebiete als auch fur den weite-
ren Stadtteil durch 6ffentliche Grunflachen attraktiver gestaltet und der Erholungswert
gesteigert.

Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und AusgleichsmalRnahmen, Fest-
setzungen

Fur die bisher vorhandenen Kleingéarten werden Ersatzflachen bereitgestellt. Es wer-
den neue Parkanlagen angelegt. Die Wohnbebauung soll an ein Nahwarmenetz an-
geschlossen werden und als IBA-Projekt beispielhaft im Hinblick auf den Warme-
und Klimaschutz sein.

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sind Nutzungsregelungen hinsichtlich
der AulRengastronomie zu treffen, um die angrenzende Wohnbebauung vor erhebli-
chen Larmeinwirkungen nachts zu schitzen. Empfohlen wird, die Auf3engastronomie
nachts auf die Terrassen ostlich der Gebaude zu beschranken. Die Larmauswirkun-
gen der Stellplatze fur eine Gastronomie sind durch aktive Larmschutzmalinahmen
zu beschranken. Empfohlen und in ihrer Wirkungsweise schalltechnisch bestatigt ist
eine Einhausung der zur Stral3e Schloperstieg gelegenen Stellplatzreihe mittels ei-
nes nach Westen geschlossenen Carports.

4.3. Uberwachung (Monitoring)

Die Uberwachung erfolgt im Rahmen von fachgesetzlichen Verpflichtungen zur Um-
weltiiberwachung nach Wasserhaushalts-, Bundesimmissionsschutz- (Luftqualitét,
Larm), Bundesbodenschutz- (Altlasten), Bundesnaturschutzgesetz (Umweltbe-
obachtung) sowie ggf. weiterer Regelungen. Damit sollen unvorhergesehene erheb-
liche nachteilige Umweltauswirkungen, die infolge der Planrealisierung auftreten, er-
kannt werden. Besondere Uberwachungsmafnahmen sind derzeit nicht vorgesehen.

4.4. Zusammenfassung Umweltbericht

In diesem Umweltbericht nach dem geltenden 8§ 2a Baugesetzbuch (BauGB) werden
die bestehenden Umweltverhaltnisse und die Auswirkungen der Festsetzungen fur
das Gebiet auf die Umwelt beschrieben. Die Darstellungen des Umweltberichts be-
schranken sich auf die erheblichen Auswirkungen, da alle anderen letztlich nicht ab-
wagungsrelevant sind.

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes entstehen teilweise erhebliche oder
nachhaltige negative umweltrelevante Auswirkungen auf die Schutzgiter Boden, Tie-
re und Pflanzen. Abwégungsrelevante Kenntnislicken bestehen nicht. Ein gesonder-
tes Monitoring zu den Planfolgen ist nicht erforderlich.

Schutzgut Boden

Ein Teil des Plangebietes ist bereits jetzt durch Stral3enflachen und Bebauung sowie
abgebrochene Gebaude und Schuttflachen versiegelt und im Bodenaufbau stark



-23-

verandert. Im Zuge der Erweiterung der Wohnbebauung und des StralRenbaus ent-
stehen Beeintrachtigungen fur den Boden durch grof3flachige Aufgrabungen, Auf-
schittungen und Versiegelungen. Da der Ausgleich im Gebiet nicht maglich ist, wer-
den externe Ausgleichsmaflinahmen erforderlich.

Aufgrund der zu erwartenden Bodengase kénnen bauliche Mal3nahmen zur Gasab-
wehr erforderlich sein.

Von der im Plangebiet vorhandenen Altlast geht kein besonderes Gefahrenpotential
aus. Im Zuge der Baumalinahme wird die Bauschuttablagerung im Bereich des
Wohngebiets entfernt. In den Parkanlagen werden die durch BaumalRnahmen be-
troffenen Ablagerungsbereiche entweder mit mindestens 0,35 m unbelastetem Bo-
denmaterial abgedeckt oder entfernt.

Schutzgut Wasser

Veranderungen fur die Gewasser ergeben sich durch die teilweise Verlegung der
Kornweidenwettern und durch die Anlage von Terrassen an der Rathauswettern. Das
anfallende Niederschlagswasser ist oberirdisch in offenen Mulden und Graben aufzu-
fangen und in das Gewassersystem einzuleiten. Fur Grund- und Oberflachenwasser
ergeben sich keine erheblichen oder nachhaltigen Beeintrachtigungen. Der Gewas-
serumbau Kornweidenwettern und der Bau der Terrassen an der Rathauswettern
wurden in wasserrechtlichen Verfahren geregelt.

Schutzqgut Klima/ Luft

Es entstehen keine erheblichen oder nachhaltigen Auswirkungen auf das Schutzgut
Klima.

Der Bebauungsplan 16st keine erheblichen Erhéhungen der Luftschadstoffbelastun-
gen aus.

Schutzqut Landschaft

Es entsteht auf ca. 0,5 ha eine Erweiterung der Wohnbauflachen einschlief3lich Er-
schlieBungsstrafe. Hierdurch wird ein Teil der naturnahen und mit grof3en Baumen
bestandenen Parkanlage sowie der Kleingarten tberbaut. Fur die Anlage von neuen
Parkanlagen werden reich strukturierte Kleingarten mit Hecken und Strauchern be-
seitigt. Das Landschaftsbild wird in weiten Teilen verandert.

Schutzgut Tiere und Pflanzen

Zahlreiche Baume missen innerhalb der neuen Bauflachen gefallt werden. Die
Kleingartenflachen werden in Parkanlagen mit veranderten Vegetationsstrukturen
umgebaut. Zur Vermeidung von Beeintrachtigungen sind Anpflanzgebote fir Baume
und Straucher sowie Dachbegriinung vorgesehen. Zusatzlich sind externe Aus-
gleichsmalRnahmen zugeordnet. Unter der Voraussetzung, dass Gewasserausbau
und Rodungsarbeiten auf3erhalb der Vogelbrutzeit erfolgen, sind durch die Planungs-
realisierung aller Voraussicht nach keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande
nach 8 44 Absatz 1BNatSchG verwirklicht. Auch trotz der nicht mit Sicherheit auszu-
schlieBenden Toétung oder Verletzung von Individuen des Nachkerzenschwarmers
und der potenziellen Zerstorung von Fortpflanzungs- und Ruhestatten von Blass- und
Teichhuhn kann von einem Erhalt der 6kologischen Funktionen im raumlichen Zu-
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sammenhang und somit der Privilegierung nach § 44 Absatz 5 BNatSchG ausge-
gangen werden.

Wenn die Vorgaben des artenschutzrechtlichen Gutachtens zur Vermeidung von Be-
eintrachtigungen eingehalten werden, ist nicht mit der Verwirklichung von Verbotstat-
bestdnden nach § 44 Absatz 1 zu rechnen.

Schutzqgut Kultur- und sonstige Sachguter

Es entstehen keine erheblichen oder nachhaltigen Auswirkungen auf das Schutzgut
Kultur- und sonstige Sachgtiter. Das vorhandene Denkmalensemble bleibt erhalten.

Schutzgut Mensch einschlie3lich der menschlichen Gesundheit

Vorhandene Kleingarten mussen fur die geplanten Nutzungen verlagert werden, was
eine erhebliche Auswirkung fur die Kleingartennutzer darstellt. In Folge entstehen fur
Menschen neue Wohnungen und neue Parkanlagen zur menschlichen Erholung.

Zum Schutz der geplanten Wohnnutzung vor Gewerbe- und Verkehrslarm sind be-
sondere LarmschutzmalRnahmen an den geplanten Geb&uden notwendig.

Larmauswirkungen einer moglichen Gastronomie missen und kénnen im Bauge-
nehmigungsverfahren auf ein fir Wohnnutzungen vertragliches Mal3 reduziert wer-
den.

5. Planinhalt und Abwéagung

5.1. Allgemeines Wohngebiet

5.1.1. Art der baulichen Nutzung

Im Rahmen des stadtebaulichen Gesamtkonzepts ,Sprungs uber die Elbe* (Burger-
schaftsdrucksache 18/3023 vom 18.10.2005) sollen anlasslich der IBA und der igs in
Hamburg 2013 (Burgerschaftsdrucksache 18/4720 vom 25.07.06) Flachen am
Schléperstieg bebaut werden. Die bisherige im Norden des Schldperstiegs vorhan-
dene Bausubstanz ist seit 2007 entfernt. An ihrer Stelle sollen moderne Geschoss-
wohnungsbauten in vier- bis fiinfgeschossiger Bauweise entstehen. Sudlich an-
schlieRend wird diese Wohnbebauung durch neuartige Reihenhauser (,Neue Ham-
burger Terrassen”) erganzt. Bei den Reihenhausern handelt es sich um einen neuen
Gebaudetyp, welcher insbesondere Familien ansprechen soll, die nach Mdglichkei-
ten suchen, Beruf und Familie am selben Standort zu vereinen. Im Erdgeschoss soll
die Unterbringung von Ateliers und wohngebietsvertraglichen Arbeitsstatten maglich
sein.

Durch die geplante Nutzung wird auf die anhaltende Nachfrage nach Wohnungen in
Hamburg reagiert. Die Gebietsausweisung tragt zur Schaffung zuséatzlichen inner-
stadtischen Wohnraums bei. Durch die Schaffung von Wohnraum kann dem Leitbild
"Wachsen mit Weitsicht” entsprochen werden, wonach innerhalb Hamburgs ein Be-
vilkerungswachstum geférdert werden soll, um die soziale Stabilitat zu starken, die
Auslastung vorhandener Infrastruktur zu sichern und die Wirtschaftskraft der Stadt
Hamburg zu starken. Mit den zusatzlichen Wohnbauflachen kann ein Beitrag zu ei-
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nem ausgeglichenen Wohnungsmarkt und somit indirekt auch zur Bereitstellung von
fur weite Kreise der Bevolkerung bezahlbaren Wohnungen geleistet werden.

Um der Nachfrage nach garten- und freiraumbezogenem Wohnraum in durchgriinten
Wohnquartieren entsprechen zu kdnnen und im Interesse der Freien und Hansestadt
Hamburg, eine Abwanderung von Burgern in Umlandgemeinden zu verhindern, kon-
nen am Schl6perstieg zur Arrondierung bestehender Wohngebiete weitere Wohnge-
baude errichtet werden.

Das Gebiet eignet sich aus stadtebaulicher Sicht fur eine Wohnbebauung, da das
Umfeld im Norden und Westen bereits baulich gepragt ist und eine Wohnbebauung
in Teilen bis 2007 bereits vorhanden war. Aul3erdem verfligt das Plangebiet tber ei-
ne besondere Lagegunst in Bezug auf 6ffentliche Grinflachen.

Durch die Bebauung eines Teils des Plangebiets soll ein Wohnungsangebot geschaf-
fen werden, das auch den Wohnbedurfnissen von Familien mit Kindern entspricht
sowie eine Nutzungsdurchmischung von Wohnen und wohnvertraglichem Arbeiten
zulasst. Das Plangebiet bietet sich aufgrund seiner Nahe zum Ortszentrum, zu Infra-
struktureinrichtungen und den angrenzenden Freiflachen als Standort fur familienge-
rechtes Wohnen an. Um die Bauflachen mdéglichst weitgehend fiir diese Wohnnut-
zung zu sichern, weist der Bebauungsplan die Neubauflachen als allgemeines
Wohngebiet aus. Zudem wird damit dem Planungsziel entsprochen, eine fur die an-
grenzende, vorhandene Wohnnutzung und fir die Parkanlagen vertragliche Nutzung
zu gewabhrleisten. Stérende Handwerks- und Gewerbebetriebe, die die Wohnqualitat
der vorhandenen und geplanten Wohnnutzung oder die Erholungswirkung der Park-
anlagen erheblich beeintrachtigen kénnten, sind somit ausgeschlossen.

Mit Hilfe des Bebauungsplans Wilhelmsburg 93 soll ein neuer Stadtbaustein entwi-
ckelt werden, der durch einen urbanen, verdichteten Wohnungsbau den Ubergang
zwischen Park und den vorhandenen baulichen Strukturen darstellt und baulich neu
definiert.

Das bereits zu Wohnzwecken genutzte Gebaude am Schldperstieg 4 des ehemali-
gen Wasserwerks wird Uber die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets pla-
nungsrechtlich gesichert.

5.1.2. Mal’ der baulichen Nutzung / Uberbaubare Grundstiicksflache

Das der Bebauungsplanung vorangegangene Wettbewerbsverfahren diente auch der
Uberprifung der fiir das Plangebiet vertraglichen baulichen Dichte. Die festgesetzten
Geschosszahlen entsprechen denen der an dieser Stelle bisher vorhandenen Wohn-
bebauung und dem stadtebaulichen Umfeld. Die festgesetzten Grundflachenzahlen
und Vollgeschosse (als Hochstmall) erméglichen die Umsetzung der zentralen Ent-
wurfsideen aus dem Wettbewerbsverfahren. Das moégliche Mal3 der baulichen Nut-
zung wird auf die beabsichtigten und stadtebaulich gewtinschten Gebaudekonzepte
festgeschrieben.

Die differenzierte Festsetzung des Mal3es der baulichen Nutzung fur die jeweiligen
Teilbereiche stellt auch im Hinblick auf mdgliche Grundsticksteilungen eine dem vor-
liegenden stadtebaulichen Konzept entsprechende Verteilung der Baumassen sicher.
Das jeweilige Mal3 der baulichen Nutzung ermdglicht eine dem Standort angemes-
sene hohe, jedoch gebietsvertragliche bauliche Dichte. Auf eine Mindestgebaudeh6-
he wurde bewusst verzichtet, um in der spateren Gebaudeplanung teilweise variie-
rende Geschosse zu ermdglichen. Diese Variationsmdglichkeiten sollen durch die
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Festsetzungen des Bebauungsplans nicht eingeschrankt werden. Generell soll die
Moglichkeit einer Planungsoptimierung im Zuge der Detailplanung erhalten bleiben.

Das Plankonzept zeichnet sich durch eine kompakte Siedlungsstruktur und die Aus-

formulierung einer klaren Raumkante zur Stral3e Schloperstieg aus. Durch eine klare
stadtebauliche Ordnung soll eine einpragsame Quartiergestaltung und gute Orientie-
rung innerhalb des Gebiets erreicht werden. Zwei kleine Platze gliedern das Bauge-

biet.

Im ndrdlichen Plangebiet an der Strale Kurdamm ist im Anschluss an die vorhande-
ne viergeschossige Mehrfamilienhausbebauung am Kurdamm eine flinfgeschossige
Mehrfamilienhausbebauung geplant, die sich in ihrer Mal3stablichkeit an der beste-
henden Bebauung orientiert. Im Verlauf der Stral3e Schloperstieg staffelt sich der
Baukorper in sidliche Richtung auf vier Vollgeschosse ab. Daran anschliel3end sind
entlang der neuen Stral3e Schloperstieg Reihenhauser mit drei Vollgeschossen
(,Neue Hamburger Terrassen®) vorgesehen. Die lineare Anordnung fugt sich in das
im Westen vorhandene stadtebauliche Muster ein.

Fur die geplanten Gebaude sind Baukdrperfestsetzungen vorgesehen. Zur Umset-
zung des gewunschten Stadtebaus und auf Grund der begrenzten Flachenverfug-
barkeit sind Grundflachenzahlen (GRZ) von 0,5 durchgehend notwendig. Eine Uber-
schreitungsmaoglichkeit der GRZ fir eine Tiefgarage im Bereich der Mehrfamilien-
hausbebauung ist erforderlich.

Das zum ehemaligen Wasserwerk gehérige Wohngebéude kann in das stadtebauli-
che Konzept integriert und in seinem Bestand planungsrechtlich gesichert.

Zu den Festsetzungen im Einzelnen:

Die Grundflachenzahl ist im allgemeinen Wohngebiet mit 0,5 festgesetzt. Damit kann
der urbane Charakter der IBA-Modellsiedlung fur einen Wohnungsbau des 21. Jahr-
hunderts unterstrichen werden. Kompakte Siedlungsformen und Baukérper reduzie-
ren den ErschlieBungsaufwand und sind auch im Hinblick auf die Warmeversorgung
und Warmedammung vorteilhaft. Durch die héhere Grundstiicksausnutzung wird die
Inanspruchnahme von Freiflachen im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund
und Boden minimiert.

Auch aufgrund der besonderen Lagegunst an Freiflachen, wie Parkanlagen und Ge-
wassern, wird im Plangebiet eine hohere stadtebauliche Dichte angestrebt.

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans kdnnen Grundflachenzahlen und indi-
rekt auch Geschossflachenzahlen erzielt werden, die Uber der durch § 17 Absatz 1
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S.
133), zuletzt gedndert am 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548, 1551) definierten Ober-
grenze des Malies der baulichen Nutzung im allgemeinen Wohngebiet liegen. Diese
Uberschreitungen sind stadtebaulich erforderlich, um

- die stadtebaulich gewiinschte Neuentwicklung im Rahmen der IBA und igs
2013 zu ermdglichen,

- die Umsetzung eines hochwertigen stadtebaulichen und hochbaulichen Wett-
bewerbsergebnisses zu erméglichen,

- die Unterbringung der bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplatze in den
Gebauden und Tiefgaragen zu ermdglichen, damit vom ruhenden Verkehr un-
gestorte Freiflache entstehen,
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- die bauliche Nutzung im verkehrlich bereits erschlossenen Gebieten zu kon-
zentrieren,

- einen schonenden Umgang mit Grund und Boden sicherzustellen und

- um maoglichst viel Freiflachen fiir die Offentlichkeit und die Privatnutzer zugang-
lich zu machen.

Zudem ist zu beachten, dass sich die fir das allgemeine Wohngebiet festgesetzte
Grundflachenzahl von 0,5 in einem Rahmen bewegt, der vom Verordnungsgeber fur
Wohngebiete besonderer Art (WB) fiir vertraglich erachtet wird und somit fiir das ge-
plante Wohngebiet als vertretbar eingestuft werden kann. Die Uberschreitung wird
durch die besondere stadtebauliche Strukturierung mit den baukdrperbezogenen
Festsetzungen und der Aufwertung des Freiraums ausgeglichen. Im Einzelnen er-
folgt der Ausgleich durch

- die Schaffung hochwertiger offentlicher Parkanlagen in unmittelbarer Nachbar-
schaft zur Bebauung,

- die besondere Anordnung der Gebaude, die ausreichende Belichtungen sicher-
stellt,

- die im Bebauungsplan gesicherte Schaffung 6ffentlicher Platzflachen,

- die besondere Gestaltung der Verkehrsflachen als Aufenthalts- und Kommuni-
kationsraum,

- die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in Gebéduden und Tiefgaragen und

- die Festsetzung von Dach- und Tiefgaragenbegrinungen.

Diese ausgleichenden Mal3hahmen gewahrleisten, dass die allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohnverhaltnisse nicht beeintrachtigt, nachteilige Auswirkungen
auf die Umwelt vermieden und die Bedurfnisse des Verkehrs befriedigt werden.
Sonstige o6ffentliche Belange stehen der Planung nicht entgegen.

Das aus einem Wettbewerb hervorgegangene Bebauungskonzept fur die sogenann-
ten ,Neuen Hamburger Terrassen” zeichnet sich u. a. durch eine im Vergleich zum
herkdbmmlichen Reihenhausbau geringe Gebéaudetiefe und durch die Anordnung der
Stellplatze im Haus aus. Durch diesen Reihenhaustyp, der auf kleineren Grundstu-
cken verwirklicht werden kann, kdnnen Eigenheime geschaffen werden, die ein
Wohnflachenangebot bieten, das mit freistehenden Einfamilieneinzelhdusern ver-
gleichbar ist, jedoch kostengtinstiger ist und damit breiteren Bevélkerungsschichten
eine gartenbezogene Wohnform ermdglichen. Voraussetzung hierfur ist die Mdglich-
keit drei Vollgeschosse zu realisieren, um ein vergleichbares Raumangebot anbieten
zu konnen.

Die fur die Reihenhausbebauung getroffenen Festsetzungen erdffnen architektoni-
sche Spielrdume, die die Umsetzung der pramierten Entwurfe des durchgefiihrten
Wettbewerbsverfahrens erméglichen.

Die Festsetzungen der Uberbaubaren Flachen stellen eine Weiterentwicklung der im
Wettbewerbsverfahren pramierten Bebauungskonzepte dar und berticksichtigen die
jeweils zentralen Ideen der Siegerentwirfe. Die stadtebauliche Eigenart der Planung
im Wettbewerbsgebiet und die gewtinschte Dichte der Bebauung erfordern eine de-
taillierte Baukdrperausweisung mittels Baugrenzen, um die wesentlichen Elemente
des stadtebaulichen Konzepts und, vor dem Hintergrund der festgesetzten Bebau-
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ungsdichte, die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sicherzu-
stellen.

Die Uberbaubaren Grundstucksflachen erméglichen den Anschluss an das am Kur-
damm vorhandene Gebaude. Uber die festgesetzte Baugrenze wird die vorhandene
Bauflucht aufgenommen und im weiteren Verlauf in die Strafl3e Schlbperstieg geleitet.

Um die in der Umgebung vorhandene und stadtebaulich pragende Linearstruktur mit
einheitlichen Baufluchten und geringem Abstand zur StrafRe im Plangebiet fortzuftih-
ren und in der Umsetzung zu sichern, werden Baukoérperfestsetzungen mittels Bau-
grenzen getroffen.

Da sich das Bebauungskonzept auch durch einen besonderen Gebauderhythmus
auszeichnet, bei dem die Licken zwischen den Gebauden wie Fenster in die Land-
schaft wirken, werden auch die stral3enseitig einsehbaren Gebaudekanten in Ost-
Westrichtung mit Baugrenzen planungsrechtlich gesichert.

Die Baukdrperfestsetzungen sichern auch die Umsetzung der u-férmigen Reihen-
hausbebauung. Stadtebauliche Zielsetzung ist die oben beschriebene Linearitét zur
StraRe einerseits und die wie eine einladende Geste wirkende Offnung der Gebaude
zu den Freiraumen entlang Kornweiden- und Rathauswettern andererseits.

Im allgemeinen Wohngebiet kbnnen an den straRenabgewandten Geb&audeseiten
Uberschreitungen der Baugrenzen durch Balkone, Loggien und Sichtschutzwéande
bis zu 2 m, durch Erker und Treppenhausvorbauten bis zu 1,5 m und durch zum
Hauptgebaude zugehdrige Terrassen bis zu 4 m zugelassen werden (vgl. 8 2 Num-
mer 2).

Durch diese Festsetzung wird insbesondere fiir hochbauliche Feinplanung ein aus-
reichender gestalterischer Spielraum geschaffen, ohne den stadtebaulichen Entwurf
in seiner Gesamtwirkung und insbesondere in seiner hochbaulichen Raumwirkung zu
gefahrden. Aufgrund der engen Baukoérperfestsetzungen ist es erforderlich, eine
Uberschreitung der Baugrenzen durch an das Wohnhaus angebaute Terrassen zu-
zulassen, da diese i.d.R. als ein Teil des Wohnhauses und damit als Gebaudeteil im
Sinne des § 23 Absatz 3 BauNVO anzusehen sind und ansonsten nicht realisierbar
waren. Die festgesetzten Hochstmalie erméglichen jeweils fur den herkdmmlichen
Wohnungs-/ Reihenhausbau nutzbare und angemessene Grof3en fur die unter-
geordneten Gebaudeteile wie Balkone, Loggien, Sichtschutzwénde, Erker, Treppen-
hausvorbauten und Terrassen.

Die Uberschreitungsmadglichkeiten der Baugrenzen gelten nur fiir die straBenabge-
wandten Geb&udeseiten, damit einerseits die riickwartigen Geb&udeteile mit ihren
individuellen und privaten AuRenraumen flexibel gestaltet und andererseits die zur
Stral3e gelegenen oder von der Stral3e einsehbaren Fassaden den stadtgestalteri-
schen Anspruch einer homogenen, linearen StralR3enflucht erreicht wird.

5.1.3. Bauweise

Um die aus dem Wettbewerbsverfahren hervorgegangene Bebauungsstruktur mit ih-
rer zur StralRe Schléperstieg geschlossenen und linearen Bauflucht in der Umset-
zung zu sichern, wird eine geschlossene Bauweise festgesetzt. Eine weitere Auftei-
lung der geplanten Baukdorper in Einzelbaukérper wird durch die geschlossene Bau-
weise vermieden und der gewinschte Geb&uderhythmus gesichert.
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5.2. Flache fur den besonderen Nutzungszweck

5.2.1. Artder baulichen Nutzung

Auf der als Flache fur den besonderen Nutzungszweck festgesetzten Flache sind in-
nerhalb der Uberbaubaren Flachen nur Schank- und Speisewirtschaften sowie Anla-
gen fur kulturelle und soziale Zwecke zuldssig. (vgl. 8 2 Nummer 1).

Das vorhandene Wasserwerk 6stlich Schldperstieg wird fur die Wasserversorgung
nicht mehr bendtigt und wurde aufgegeben. Da das gesamte Ensemble unter Denk-
malschutz steht und weitgehend erhalten bleiben soll, sollen Nutzungen der Flachen
ermdglicht werden, die neben dem Gebaudeerhalt auch die unmittelbare Nachbar-
schaft zur Parkanlage wurdigen. Um diese Zielvorstellung zu erreichen, ist fir das
Grundstiick des ehemaligen Wasserwerks Flache fur den besonderen Nutzungs-
zweck mit der Zweckbestimmung Gastronomie, kulturelle und soziale Einrichtungen
festgesetzt. Damit wird die Gastronomie- und Ausstellungsnutzung im Rahmen der
igs 2013 ermdglicht und deren Fortbestand sowie kulturelle Einrichtungen wie Kunst-
ausstellungs- und Veranstaltungsraume sowie soziale Einrichtungen wie z. B. Kin-
dertagesstatten.

5.2.2. Mal’ der baulichen Nutzung / Uberbaubare Grundstiicksflache

Die unter Denkmalschutz stehenden Gebaude des Wasserwerks werden bestands-
konform Uber Baukdrperfestsetzungen gesichert. Die Geschosszahlen orientieren
sich an dem vorhandenen Gebaudebestand mit maximal einem Vollgeschoss fir das
Verdusungsgebaude und maximal zwei Vollgeschossen flir die Maschinenhalle.

Die festgesetzte Grundflachenzahl von 0,4 sichert den erhaltenswerten Gebaudebe-
stand auch fur die Zukunft.

Auf der Flache mit besonderem Nutzungszweck darf die festgesetzte Grundflachen-
zahl von 0,4 fUr Stellplatze, Zufahrten, Wege, Terrassen und Freitreppen bis zu einer
Grundflachenzahl von 0,8 tberschritten werden (vgl. 8 2 Nummer 5).

Diese Festsetzung ist notwendig, weil Uberschreitungsmoglichkeiten des §19 Absatz
4 BauNVO sich nicht auf die Flache mit besonderem Nutzungszweck beziehen. Hier
sind Freiflachenversiegelungen durch Nebenanlagen, Stellplatze, Zufahrten, Wege,
Terrassen und Freitreppen zu erwarten. Insbesondere die geplante Gastronomie be-
notigt fur ihre Aul3enbestuhlung gepflasterte Terrassen. Um der im Rahmen der igs
2013 angestrebten Freiflachengestaltung ausreichende Spielraume fir die Entwurfs-
und Ausfiuhrungsplanung zu erméglichen, kann die festgesetzte GRZ bis zu 0,8
Uberschritten werden. Der relativ hohe Versieglungsgrad ist durch die Nachbarschaft
zur angrenzenden Parkanlage stadtebaulich vertretbar, weil Parkanlage und ehema-
lige Wasserwerksflache optisch ineinander Gbergehen.

5.3. Gestalterische Festsetzungen

Die im Rahmen des durchgefiihrten Wettbewerbs entwickelte Bebauung zielt auf ei-
ne einheitliche, attraktive und reprasentative Stadtbildgestaltung ab. In 8 2 der Ver-
ordnung werden daher gestalterische Anforderungen fur die Bauflachen festgesetzt,
die ein harmonisches Gesamtbild der Wohnsiedlung erzeugen.
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Technische Dachaufbauten sind in das oberste Geschoss zu integrieren, soweit sie
nicht der Sonnenenergiegewinnung (z.B. Solaranlagen, Photovoltaikanlagen, Son-
nenkollektoren) dienen (vgl. 8 2 Nummer 3).

Dachaufbauten wie Antennen, Liftungsanlagen oder Fahrstuhliberfahrten entfalten
haufig eine stadtebaulich und gebaudegestalterisch unbefriedigende Wirkung. Um
eine stadtebaulich unerwiinschte Beeintrachtigung und Beunruhigung der Dachland-
schaft des IBA-Gebaudeensembles zu vermeiden, sind technische Dachaufbauten in
das oberste Geschoss zu integrieren. Angesichts der besonderen Gebaudekonfigu-
ration, die maf3geblich von den gewahlten Kubaturen gepragt wird, sind gestalte-
rische Festsetzungen zu technischen Dachaufbauten gerechtfertigt und zumutbar.
Von der Festsetzung 8§ 2 Nummer 3 sind Anlagen zur Sonnenenergiegewinnung
ausgenommen, weil diese Anlagen ihrer Funktion und Arbeitsweise gemal auf direk-
tes Sonnenlicht und somit auf die Errichtung auf dem Dach angewiesen sind. Da So-
laranlagen, Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren einen wichtigen Beitrag zum
Klimaschutz leisten kénnen, wird die umweltschonende Energiegewinnung hdéher
gewichtet als die gestalterische Auswirkung dieser Anlagen.

In den Allgemeinen Wohngebieten sind die Dachflachen mit einer Neigung bis zu 15
Grad mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu ver-
sehen und extensiv zu begrinen (vgl. 8 2 Nummer 11).

Fur die Neubauten sind Flachdacher festgesetzt, um auch den gestalterischen An-
spruch der aus den Wettbewerbsverfahren hervorgegangenen Gebaudekérper pla-
nungsrechtlich abzubilden. Flachdacher lassen sich besser begriinen als Steildacher
und kénnen aul3erdem als Dachterrasse die private Freiraumversorgung erganzen.
Daruber verringern Flachdacher die gesamte Gebaudehdhe im Vergleich zu anderen
Dachformen bei gleicher Nutzflache.

5.4. Stellplatze / Tiefgaragen

Angesichts der im Plangebiet vorgesehenen Nutzungsdichte wird zur Sicherung ei-
ner guten Freiraumqualitat die Unterbringung des privaten ruhenden Verkehrs der
Mehrfamilienhausbebauung in einer Tiefgarage erfolgen. Auch im Bereich der Rei-
henhausbebauung sollen die Aul3enbereiche der Wohngrundstiicke nicht durch
Stellplatze gepragt werden, deshalb sollen die Garagen in die Wohngebaude inte-
griert werden.

Um das vorgesehene Konzept zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs planungs-
rechtlich zu sichern und zweifelsfrei umsetzen zu kdnnen, trifft der Bebauungsplan
folgende Festsetzungen:

In dem mit ,,(A)" bezeichneten allgemeinen Wohngebiet darf die festgesetzte Grund-
flachenzahl fur Tiefgaragen und Kellergeschosse bis zu einer Grundflachenzahl von
0,8 Uberschritten werden (vgl. 8 2 Nummer 4).

In den allgemeinen Wohngebieten sind mit Ausnahme des mit ,(E)” bezeichneten
Bereichs Stellplatze nur innerhalb der tberbaubaren Grundsticksflachen oder in
Tiefgaragen zulassig (vgl. 8 2 Nummer 6).

Das bestehende Wohnhaus Schléperstieg 4 (Flache ,E*) auf der ehemaligen Was-
serwerksflache wird von dieser Festsetzung ausgenommen, weil eine nachtragliche
Integration von Stellpléatzen in das Gebaude einen unverhéaltnismafiig hohen Auf-
wand darstellt.
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Uber die Festsetzung zur Tiefgaragenbegriinung werden ein begriinter und fiir die
Wohnnutzung geeigneter Freiraum gesichert und die Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft zumindest teilweise auf der Flache ausgeglichen.

Die Zufahrt zur Tiefgarage soll vom Kurdamm erfolgen, um die Straflde Schil6perstieg
maoglichst wenig mit Pkw-Verkehr zu belasten.

Alle fur die gastronomische Nutzung erforderlichen Stellplatze kbnnen auf der Flache
fur den besonderen Nutzungszweck sidlich der StralRe Kurdamm untergebracht
werden.

5.5. Ausschluss von Nebenanlagen, Stellplatzen und Garagen

Aufgrund der Nahe der geplanten Wohngebaude zur Stral3e sollen das Straf3enbild
beeintrachtigende und einengende Nebenanlagen wie Gartenhauser und bauliche
Einfriedungen sowie Stellplatze und Garagen in den Vorgarten ausgeschlossen wer-
den. Planerische Zielsetzung ist die Schaffung eines maoglichst offen gestalteten Vor-
gartens, der als Teil der Straldenraumgestaltung wahrgenommen wird und nahtlos in
den Stral3enraum Ubergeht. Der Bebauungsplan schlief3t deshalb in den Vorgarten
entlang der Stral3e Schlbperstieg Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen aus. Da
Uberfahrten zu den Garagen in den Gebauden sowie FuRwege zu den Hausein-
gangsturen fur die Funktionsfahigkeit der Gebaude erforderlich sind, werden solche
Wege und Zufahrten ermoglicht.

Auf den Flachen mit Ausschluss von Nebenanlagen, Stellplatzen und Garagen sind
Stellplatz- und Garagenzufahrten und Wege zu Hauseingangen sowie je Erdge-
schosswohnung eine Terrasse mit einer Grundflache von bis zu 8 m? bei einer Tiefe
von bis zu 1,5 m, gemessen vom Gebaude senkrecht zur Stral3e, zulassig. (vgl. § 2
Nummer 7).

Gleichzeitig ermdglicht die Festsetzung je eine Terrasse pro Erdgeschosswohnung,
da diese ansonsten Uber die Festsetzung "Ausschluss von Nebenanlagen, Stellplat-
zen und Garagen” nicht zulassig wéren. Terrassen in den Vorgarten werden als posi-
tiver Beitrag zur Strallenraumgestaltung gesehen, weil dadurch die Wirkung des
Stral3enraums als Aufenthalts- und Kommunikationsraum untersttitzt wird. Die Grol3e
der Terrassen wird beschrankt, um zu verhindern, dass der gesamte Vorgarten als
Terrasse genutzt wird, was dem durch Vorgarten begrinten Stral3enraum als Gestal-
tungsziel widersprechen wirde.

5.6. StralRenverkehrsflachen / Ausschluss von Grundstiickszufahrten

Uber die als StraRenverkehrsflache festgesetzte bestehende StraRe Kurdamm wird
die neu geplante Bebauung fahrverkehrsméafRig an das umgebende Stral3ennetz an-
gebunden. Das neue Wohngebiet wird Uber die neu herzustellende Strafl3e Schléper-
stieg erschlossen, welche an die vorhandene Stral3e Kurdamm anbindet. Die bisher
geschwungene Stral3e Schloperstieg soll dem in der Umgebung vorhandenen ortho-
gonalen Stral3ensystem angepasst werden, daher ist eine Aufhebung der bisherigen
StralRenverkehrsflachen notwendig. Die Stral3e wird auf ihrer gesamten Lange als
Mischverkehrsflache hergestellt in der der Fahrverkehr und der FuRgangerverkehr
nicht baulich voneinander getrennt werden. Im stdlichen Viertel des StralRenverlaufs
wird ein Wendeplatz errichtet, der auch fur Mllfahrzeuge ausreichend dimensioniert
ist.
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Die festgesetzten offentlichen Stral3enverkehrsflachen enthalten die erforderlichen
Flachen fur StralBenraumbegriinung, offentliche Parkplatze und im Kurdamm ftr
Gehwege.

Im mittleren Abschnitt der Stral3e Schldperstieg ist eine platzartige Aufweitung der
Stral3enverkehrsflache festgesetzt, die als Quartierstreffpunkt mit Aufenthaltsfunktio-
nen vorgesehen ist. Die in diesem Bereich vorhandenen Grof3baume, sollen als
Stral3enbegleitgriin fir die StraRenraumgestaltung genutzt werden. In die Platzge-
staltung sollen zwei Parkplatze fur Besucher integriert werden.

Die Stral3e Schloperstieg wird im Rahmen der igs 2013 Teil des Hauptrundwegs
sein.

Die notwendigen offentlichen Parkplatze sind im nordlichen Abschnitt der StralRe
Schloperstieg (etwa 12 Parkplatze), am Quartiersplatz (2 Parkplatze) sowie am
Wendeplatz (etwa 6 Parkplatze) vorgesehen.

Der parallel der Wilhelmsburger Reichsstral3e verlaufende Kiikenbracksweg bleibt
als Rad- und Ful3weg erhalten und wird in die Parkanlage integriert. Deshalb ist eine
Festsetzung des Kukenbrackswegs als StralRenverkehrsflache entbehrlich.

Um Verkehrslarmbelastungen fur die Wohnnutzungen in dem Neubaugebiet zu ver-
meiden und Fahrbewegungen zu optimieren, soll die Flache fur den besonderen
Nutzungszweck direkt Gber die StraRe Kurdamm und nicht Gber die Stral3e Schloper-
stieg erfolgen. Daher ist folgende Festsetzung getroffen worden:

.Im Schloperstieg sind im Bereich der Flachen fur den besonderen Nutzungszweck
Grundstiickszufahrten ausgeschlossen” (vgl. 8 2 Nummer 19).

Die aulRerhalb des Plangebiets liegende Wilhelmsburger ReichsstraRe (B4/B75) ist
nach dem Bundesfernstral3engesetz als Teil der Bundesautobahn-Umgehung Har-
burg am 11. September 1979 planfestgestellt worden. Der Bebauungsplan trifft zur
Wilhelmsburger Reichsstral3e (B4/B75) keine Aussage. Fur deren Verlegung wurde
ein gesondertes Planfeststellungsverfahren durchgefiihrt (im Ubrigen siehe Ziff.
3.3.4)

5.7. Schmutzwasserentsorgung / Pumpwerk

Die Sielplanung fir das Plangebiet wurde im Rahmen der ErschlieBungsplanung
vorgenommen. Der Schldperstieg wird in zwei Stufen mit einer Schmutzwasserbesie-
lung versehen. Fir den ersten Bauabschnitt wird das Siel ab dem Duker unter der
Kornweidenwettern in der StraRe Kurdamm erneuert, der ndrdliche Abschnitt des
Schldperstiegs wird dort im Freigefalle angebunden.

Fur den sudlichen Abschnitt des Schloperstiegs (2. Bauabschnitt) ist aufgrund der
Topographie der Bau eines separaten Freigeféllesieles mit Pumpwerk erforderlich.
Dieses wird Uber eine kurze Druckrohrleitung an das Freigeféllesiel des ersten Bau-
abschnittes angeschlossen.

Das erforderliche Pumpwerk wird im Bereich der geplanten Parkplatze des sudlichen
Wendeplatzes errichtet. Es wird eine Flache fur den Pumpwerksschacht, die Schalt-

schranke und den jederzeit freizuhaltenden Arbeitsraum bendtigt. Die Pumpwerkfla-

che soll von der Umgebung baulich abgesetzt und durch Poller gesichert werden.
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Da das Pumpwerk fir die Schmutzwasserentsorgung der Wohnbebauung erforder-
lich ist, wird eine Flache flur die Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestimmung
Pumpwerk zu Gunsten der Hamburger Stadtentwasserung festgesetzt.

5.8. Denkmalschutz

Das ehemalige Wasserwerk auf dem Flurstlick 2715 steht unter Denkmalschutz als
Teil des Ensembles nach § 4 DSchG (s. Ziff. 3.2.2) und ist dementsprechend nach-
richtlich dargestellt. GemaR § 9 DSchG dirfen ohne Genehmigung des Denkmal-
schutzamtes keine Veranderungen am Ensemble vorgenommen werden.

Nach 88 DSchG bedurfen auch erhebliche Veranderungen in der unmittelbaren Um-
gebung, soweit sie fur das Denkmal pragend sind, einer solchen Genehmigung.

Die vorgesehene Wohnbebauung auf Teilen des Flursticks 2715 sowie die Teilver-
legung der StralRe Schléperstieg wurde mit dem Denkmalschutzamt abgestimmt und
die Genehmigung seitens des Denkmalschutzamtes in Aussicht gestellt.

Zum Schutz des Denkmalensembles werden die vorhandenen Gebaude des En-
sembles bestandskonform mittels Baugrenzen und dem Bestand angepassten Voll-
geschossen planungsrechtlich gesichert.

5.9. Technischer Umweltschutz

5.9.1. Luftschadstoffe, Storfallbetriebe und Larmschutz
Luftschadstoffe

Fur ein Bebauungsplanverfahren 6stlich der Wilhelmsburger Reichsstral3e wurde ei-
ne Abschétzung verkehrsbedingter Immissionen durchgefihrt und ist als worst-case-
Abschatzung auf das Plangebiet Wilhelmsburg 93 Ubertragbar, da die Luftschad-
stoffbelastungen 6stlich der Wilhelmsburger Reichsstral3e aufgrund der Hauptwind-
richtung aus Sudwest hoher liegen als westlich der Wilhelmsburger Reichsstral3e.

In einem qualifizierten Screeningmodell wurde die Luftschadstoffsituation fiir das Be-
zugsjahr 2008 ermittelt. Grundlage waren die zu diesem Zeitpunkt ermittelten Ver-
kehrszahlen, die zu diesem Zeitpunkt bestehende Bebauungssituation und Stral3en-
zustande.

Im Ergebnis lasst sich feststellen, dass im Istzustand in einem ca. 35-45 m breiten
Streifen 6stlich der Wilhelmsburger ReichstralRe der ab 2010 geltende Jahresmittel-
grenzwert der Verordnung tber Immissionswerte fir Schadstoffe in der Luft gem. der
damaligen 22. BiImSchV, die durch die 39. BImSchV in der Fassung vom 2. August
2010 (BGBI. I S. 1065), zuletzt ge&dndert am 10. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2244) er-
setzt wurde, fiir NO, von 40 pg/m? tiberschritten wird. Die hier maRgeblichen Grenz-
werte sind in der der 39. BImSchV unverandert.

Uberschreitungen des zulassigen Jahrsmittelwertes fur Feinstaub PM3o und der
Grenzwerte fur die Kurzzeitbelastung beider Schadstoffkomponenten sind abseits
der Fahrbahnen nicht zu erwarten.

Allerdings ist allgemein mit einer erheblichen Zunahme der Verkehrsmengen auf der
Wilhelmsburger Reichsstral3e (B4/B75) zu rechnen. Im Vergleich zum Istzustand
2008 nehmen die DTV-Zahlen um rund 30% zu (von 49.000 auf 65.000) unter der
Annahme, dass die Hafenquerspange nicht gebaut wird. Berlcksichtigt bei der Luft-



-34-

schadstoffprognose sind verschiedene LarmschutzmalRnahmen entlang der Wil-
helmsburger Reichsstral3e (B4/B75) in Form von Larmschutzwanden und/oder eine
Verringerung des Schwerlastverkehrs.

In allen untersuchten Larmschutzvarianten ist im Planzustand (Bezugsjahr 2013) in
einem bis zu 50 m breiten Streifen ¢stlich der Wilhelmsburger Reichsstral3e (B4/B75)
mit Uberschreitungen des giiltigen Grenzwertes der 39. BImSchV von 40 pg/m?® NO,
zu rechnen. Uberschreitungen des zulassigen Jahresmittelwertes fuir Feinstaub PMyg
und der Grenzwerte fur die Kurzzeitbelastung beider Schadstoffkomponenten sind
abseits der Fahrbahnen nicht zu erwarten.

Da im Plangebiet in einem 50 m breiten Streifen westlich der Wilhelmsburger
Reichsstral3e keine sensiblen Nutzungen wie Wohnen oder Kleingarten festgesetzt
sind und die Luftschadstoffbelastungen westlich der Wilhelmsburger Reichsstral3e
geringer sind als 0Ostlich, stehen die Luftschadstoffbelastungen den Festsetzungen
des Bebauungsplans nicht entgegen.

Storfallbetriebe

Relevante Storfallbetriebe sind westlich der Georg-Wilhelm-StralRe vorhanden. Die
Abstéande zu den Storfallbetrieben sind fir die geplanten Nutzungen ausreichend.

Larmschutz

Fur den Geltungsbereich des Bebauungsplans besteht eine hohe Vorbelastung
durch den Gewebelarm aufRerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Wil-
helmsburg 93, den Verkehrslarm aus 6stlicher Richtung durch die B4/75 sowie die
vorhandenen Schienenverkehrswege und ein Multifunktionsfeld stdlich aufl3erhalb
des Plangebiets. Folgende Faktoren bzw. Auswirkungen wurden dabei im Rahmen
der schalltechnischen Untersuchung geprift:

welche Auswirkungen durch Verkehrslarm ausgehend von der B4/75 und den
Schienenwegen 6stlich des Bebauungsplangebiets sowie durch die Gewerbe-
und Industriegebietsnutzungen und des Hafens westlich des Bebauungsplan-
gebiets flr das im Bebauungsplan ausgewiesene allgemeine Wohngebiet zu
erwarten sind,

in welchem Umfang sich die beabsichtigte Verlegung der B4/75 in 6stliche Rich-
tung auf das im Bebauungsplan ausgewiesene allgemeine Wohngebiet aus-
wirkt,

welche Stérwirkung von einer im Rahmen der igs 2013 geplanten und inzwi-
schen genehmigten Gastronomie im ehemaligen Wasserwerk mit zugehorigem
Parkplatz auf das im Bebauungsplan ausgewiesene allgemeine Wohngebiet zu
erwarten ist und

ob die von dem sudlich des Bebauungsplangebiets gelegenen Multifunktions-
feld ausgehenden Geréauscheinwirkungen mit der geplanten Wohnnutzung im
allgemeinen Wohngebiet vertraglich sind.

Sportlarm:

Sudlich des Plangebiets befindet sich ein Multifunktionsplatz, wodurch Sportlarm auf
die geplante Wohnnutzung einwirkt.

Die schalltechnische Untersuchung ergab, dass durch das Multifunktionsfeld werk-
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tags keine Konflikte nach Mal3gabe der Sportanlagenlarmschutzverordnung (18.
BImSchV) vom 18. Juli 1991 (BGBI. | S. 1588, 1790), geéndert am 9. Februar 2006
(BGBI. | S. 324) fur allgemeine Wohngebiete zu erwarten sind. In den Ruhezeiten
(sonntagliche Mittagsruhe oder auch Abendruhezeit) kann es zu Uberschreitungen
von bis zu 1 dB(A) des betreffenden Richtwertes von 50 dB(A) an dem nachstgele-
genen, geplanten Haus kommen. Hierbei wurde eine sehr intensive Ausnutzung als
~worst-case“-Szenario unterstellt.

Das Spitzenpegelkriterium der TA Larm wird an der nachstgelegenen Bebauung in
allen untersuchten Beurteilungszeitrdumen eingehalten.

Die geringen, durch das Multifunktionsfeld potentiell bei sehr intensiver Nutzung aus-
geldsten Konflikte fir eine Wohngebietsausweisung nach Maf3gabe der 18. BImSchV
kénnen auf zweierlei Art geldst werden:

1. Erhéhung des bestehenden Erdwalls an seiner Nordflanke um 1,5m auf 3m.

2. Nutzerstruktur: Es ist zu vermuten, dass fur die ausschlief3lich durch Freizeitsport-
ler genutzte Anlage weniger als die hier angenommenen 25 Spieler angesetzt wer-
den kdnnten. Bereits bei der realistischeren Annahme einer stéandigen Nutzeranzahl
von 20 Spielern (Uber den gesamten Zeitraum von Sonntags 13-15 Uhr) wirden die
Emissionen und damit die Immissionen in der Nachbarschaft um 1 dB(A) niedriger
als hier angenommen ausfallen. Somit kdnnten die Richtwerte auch ohne eine Erho-
hung des Erdwalls eingehalten werden.

Verkehrslarm:

Auf das geplante Wohngebiet wirkt aus 6stlicher Richtung der StralRenverkehrslarm
der B4/B 75 sowie Schienenverkehrslarm ein.
Die Beurteilung der Gerduscheinwirkungen im Plangebiet durch den StralRenverkehr
erfolgt auf Grundlage des Hamburger Leitfadens Larm in der Bauleitplanung - Larm-
schutzstandards fur Neuplanungen von Wohnungen im Konfliktbereich Stral3en- und
Schienenlarm bzw. der Verkehrslarmschutzverordnung (16. BImSchV) vom 12. Juni
1990 (BGBI. | S. 1036), zuletzt gedndert am 18. Dezember 2014 (BGBI. | S. 2269).
Hiernach soll fir Neuplanungen von Wohnungen ein mdglichst optimaler Schutz-
standard erreicht werden.
In Ermangelung verbindlicher Grenzwerte fir die Bauleitplanung und unter Bertck-
sichtigung einer situationsbedingten grof3stadtischen Vorbelastung sollten jedoch fol-
gende Mindestanforderungen eingehalten werden:
. Fur die Berticksichtigung des Verkehrslarms sollte der Tagpegel der jeweiligen
Gebietskategorie der 16. BImSchV eingehalten werden (fir Wohngebiete 59
dB(A) tags und 49 dB(A) nachts)

In begrindeten stadtebaulichen Ausnahmeféllen ist flr den Verkehrslarm eine
Abweichung auf einen Wert von bis zu < 65 dB(A) mdglich. Die Grenze von 65
dB(A) tags wird gewahlt, da die Larmwirkungsforschung ab diesem Pegel
nachhaltige Erhéhungen von Herz-Kreislauf-Erkrankungen (Herzinfarkt-Risiko)
festgestellt hat.

Der gesundheitsgefahrdende Bereich liegt nach Urteilen des Bundesverwal-
tungsgerichtes bei einem Wert von 60 dB(A) in der Nacht und 70 dB(A) am Tag.
In diesen Féllen ist die Planungsfreiheit der Gemeinde fir die Ausweisung von
Wohnnutzungen faktisch nicht gegeben.

Die geplanten Wohnnutzungen sind insbesondere nachts erheblichen schalltechni-
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schen Belastungen durch Verkehrslarm bei Beurteilungspegeln bis zu 53 dB(A) aus-
gesetzt. Tagsuber werden jedoch zumeist Beurteilungspegel von 59 dB(A) eingehal-
ten.

Nach Verlegung der B4/B75 verbessert sich die schalltechnische Situation im Tages-
zeitraum deutlich. Im kritischen Nachtzeitraum ist hingegen nach Verlegung der
B4/B75 kaum eine Veranderung der schalltechnischen Situation zu erwarten (Pegel-
reduzierung um bis zu 1 dB(A)), da die prognostizierten Larmpegel Giberwiegend
durch den erheblichen Schienenlarm verursacht werden.

Jedoch sind insbesondere nach Verlegung der B4/B75 larmabgewandte Gebaude-
seiten mit Ausrichtung nach Westen mit Beurteilungspegeln unter 49 dB(A) zur An-
ordnung von Schlafraumen vorhanden. Die Losungsmoglichkeit, Schlafrdume auf die
verkehrslarmabgewandte Seite zu legen, ist aufgrund der Gewerbelarmproblematik
jedoch eingeschréankt.

Gewerbelarm:

AulRerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Wilhelmsburg 93 befinden
sich im Bestand zahlreiche Hafenbetriebe sowie weitere Gewerbe- und Industriefla-
chen, deren Gewerbeldrm sich auf die Wohnnutzung im Plangebiet Wilhelmsburg 93
auswirkt.

Im Plangebiet sowie der angrenzenden Wohnnachbarschaft sind tagstber bei Beur-
teilungspegeln unter 55 dB(A) keine Konflikte nach Mal3gabe der TA Larm zu ver-
zeichnen. Fur den Beurteilungszeitraum Nacht werden die Richtwerte der TA Larm
fur allgemeine Wohngebiete im Untersuchungsgebiet bei Beurteilungspegeln von
teilweise bis 54 dB(A) um bis zu 14 dB(A) Uberschritten. La&rmabgewandte Geb&ude-
seiten mit Beurteilungspegeln unter 40 dB(A) nachts sind nicht vorhanden.

LarmschutzmalRnahmen vor Verkehrs- und Gewerbelarm:

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Wilhelmsburg 93 ist durch die Verkehrs-
larmeinwirkungen der angrenzenden Wilhelmsburger ReichsstraRe und der Schie-
nentrasse ebenso wie durch die nahegelegenen Gewerbe-, Hafen- und Industriege-
biete insbesondere nachts erheblich belastet. Tags sind hier keine Konflikte nach
Maf3gabe der TA Larm zu verzeichnen.

Durch die schalltechnischen Auswirkungen der Hafen, Industrie- und Gewerbefla-
chen kdnnten Wohnnutzungen grof3tenteils nur mit einer Mal3nhahmekombination
nach Hamburger Leitfaden realisiert werden.

Wohnnutzungen kénnen demzufolge als zuldssig angesehen werden, wenn ...

1. wahrend des Tageszeitraums keine Uberschreitungen der Immissionsricht-
werte von 59dB(A) vorliegen.
2. und nachts in den Schlafrdumen ein Pegel von nicht mehr als 30 dB(A) bei

teilgetffnetem Fenster gewahrleistet werden kann.
Die erste Forderung kann an allen Wohngeb&auden erfllt werden.
Zur Erfullung der zweiten Anforderung sind besondere SchallschutzmalRnahmen
notwendig. Da im Plangebiet nicht an allen Wohngebauden der Verkehrslarmpegel
dominiert, sondern insbesondere an den Westfassaden erheblicher Gewerbelarm
herrscht, kann nicht ein bestimmter Larmpegel als maf3geblich fur den Schutz der
Nachtruhe und der hiermit verbundenen Einhaltung eines Innenraumpegels von 30
dB(A) in Schlafraumen angesehen werden.
Eine bauplanungsrechtliche Festsetzung muss dementsprechend auf wechselnde
Larmquellen reagieren kdnnen. Der Bebauungsplan trifft deshalb folgende Festset-
zung:
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.Im allgemeinen Wohngebiet ist durch geeignete bauliche SchallschutzmalRnahmen
wie zum Beispiel: Doppelfassaden, verglaste Vorbauten (zum Beispiel: verglaste
Loggien, Wintergarten), besondere Fensterkonstruktionen oder in ihrer Wirkung ver-
gleichbare MalRnahmen sicherzustellen, dass durch diese baulichen MaRnahmen
insgesamt eine Schallpegeldifferenz erreicht wird, die es ermdglicht, dass in Schlaf-
raumen ein Innenraumpegel bei teilgedffneten Fenstern von 30 dB(A) wahrend der
Nachtzeit nicht Uberschritten wird. Erfolgt die bauliche SchallschutzmalZnahme in
Form von verglasten Vorbauten, muss dieser Innenraumpegel bei teilgetdffneten Bau-
teilen erreicht werden. Wohn- / Schlafraume in Einzimmerwohnungen und Kinder-
zimmer sind wie Schlafraume zu beurteilen” (vgl. 8 2 Nummer 8).

Der in der Festsetzung fixierte Zielwert von 30 dB(A) nachts fur die Schlafraume si-
chert gesunde Wohnverhéltnisse und liegt diesbezuglich auf der sicheren Seite. Der
Innenraumpegel der gewéhlten Festsetzung leitet sich aus den Erkenntnissen der
Larmwirkungsforschung ab. Demnach ist bei einem Innenraumpegel von unter 30
dB(A) nachts am Ohr des Schléfers ein gesunder Schlaf ohne Risiko einer larmbe-
dingten Herz-Kreislauf-Erkrankung moglich. Diese Vorgehensweise zur Konfliktlo-
sung ist deshalb gerechtfertigt, da die Festlegung von néchtlichen Aul3enpegeln in
den mal3geblichen Vorschriften einen ausreichend niedrigen Innenraumpegel fir den
gesunden Schlaf ermdglichen soll. Dieses Schutzziel fur die Nacht wird also entspre-
chend festgesetzt. Der Innenraumpegel ist nachts bei einem gekippten bzw. teilge-
offnetem Fenster nachzuweisen. Dieses gekippte bzw. teilgetffnete Fenster basiert
nicht auf Erfordernissen der Raumbellftung, sondern hat seine Erklarung aus der
Larmwirkungsforschung und dem Wahrnehmen von AulRenwelteindriicken. Ent-
sprechende Untersuchungen haben wiederholt bestatigt, dass die Wahrnehmung der
Aulenwelt ein unverzichtbarer qualitativer Bestandteil des Wohnens ist. Hierbei geht
es nicht um eine akustisch-diffuse Aul3enweltwahrnehmung — wie sie bereits bei rela-
tiv gro3en Fenstern bzw. Glasbauteilen eintritt — sondern um eine informationshaltige
akustische Wahrnehmung der Auf3enwelt. Vor diesem Hintergrund sind Interpretatio-
nen des Begriffes ,oder in ihrer Wirkung vergleichbare MaRnahmen*, die darauf hin-
auslaufen, das Wohnen lediglich bei geschlossenen Fenstern bzw. mit minimalen
Spaltbreiten zu ermdéglichen, abzulehnen. Aus diesem Grund kommt der Diskussion
Uber die Breite der sog. Spaltéffnung bei den gekippten Fenstern auch aus physikali-
scher Sicht eine andere Bedeutung zu; sie muss ausreichend grof3 genug sein, dass
der vorgenannte Effekt gegeben ist. Vergleichbare MalRnahmen sind dann akzepta-
bel, solange sie also die akustischen Hintergrundgerausche der Aul3enwelt gewahr-
leisten. Dies gilt auch fir den Fall, dass bauliche SchallschutzmalZnahmen kombi-
niert werden.

Bei gewdhnlichen Fensterkonstruktionen erfolgt auch bei gekipptem Fenster bereits
eine Minderung der Larmimmissionen um 10 bis 12 dB(A), maximal 15 dB(A). Durch
eine lArmoptimierte Fensterkonstruktion (wie sie zum Beispiel fur die stark immissi-
onsbelastete Wohnnutzung in der Hafencity entwickelt wurde) kann sogar eine Larm-
reduzierung von 25 dB(A) erreicht werden.

Bei AulRenpegeln von bis zu 50 dB(A) nachts kbnnen Fenster mit normaler Gréf3e mit
Begrenzung der Offnungsflache ausgestattet werden (z.B. Kippfenster mit Offnungs-
begrenzungen, die den Kippwinkel des Fensters beschranken); je nach Fenstergrol3e
und Grundflache des zu schitzenden Raumes sind eventuell zusatzliche Mal3nah-
men, wie absorbierend ausgefihrte Fensterlaibungen / -stuirze erforderlich.

Durch die im Bebauungsplan getroffene Festsetzung wird die bauordnungsrechtliche
Forderung des 8 18 Absatz 2 der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) vom 14. De-
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zember 2005 (HmbGVBI. S. 525, 563), zuletzt gedndert am 17. Februar 2016
(HmbGVBI. S. 63) nicht berthrt. Danach mussen Gebéaude einen ihrer Nutzung ent-
sprechenden Schallschutz haben. Dies gilt in jedem Fall und fir alle Gebéudeseiten.

Der Bebauungsplan ermdglicht auf der Flache fir den besonderen Nutzungszweck
verschiedene Nutzungsoptionen.

Inzwischen befindet sich auf dieser Flache eine genehmigte gastronomische Nut-
zung.

Aus Sicht des Larmschutzes stellt eine gastronomische Nutzung den Worst-Case im
Hinblick auf die vorhandene und geplante Wohnnutzung dar.

Die daflur durchgefuhrte schalltechnische Untersuchung kommt fir die Zeiten zwi-
schen 6:00 und 22:00 Uhr (Tag) zu dem Ergebnis, dass die Beurteilungspegel fir
den gewerblichen Larm durch den Betrieb der Aul3engastronomie im Tagzeitraum
sowohl an Werktagen als auch an Sonntagen bzw. Feiertagen an allen Immission-
sorten den maf3geblichen Immissionsrichtwert unterschreiten. Da die Vorbelastung
im Tagzeitraum an allen Immissionsorten ca. 10 dB(A) unter dem Richtwert der TA
Larm liegt, kann sie als nicht relevant eingestuft werden. Der Zusatzbelastung (Au-
Bengastronomie) stehen damit die vollen TA Larm — Richtwerte zur Verfigung.

Im Beurteilungszeitraum 22:00 bis 6:00 Uhr (Nacht) Gberschreiten die berechneten
Beurteilungspegel an allen Immissionsorten fir die geplanten Wohngebaude die
malf3geblichen Immissionsrichtwerte der TA Larm um bis zu 11 dB(A). An den vor-
handenen Wohngebauden werden die Immissionsrichtwerte um bis zu 3 dB(A) tber-
schritten. Allerdings wird nachts bereits die Vorbelastung der Immissionsorte von bis
zu 5 dB(A) durch die im Bestand vorhandenen Hafenbetriebe sowie weitere Gewer-
be- und Industrienutzungen deutlich.

Eine Bewirtschaftung auf den AulR3enbereichen der Gastronomie nach 22 Uhr ist so-
mit nicht in vollem Umfang mdglich. Es sollte mit geeigneten Schallschutzmaf3nah-
men das Irrelevanzkriterium (Beurteilungspegel 6 dB(A) unter dem Richtwert) fir die
geplante Wohnbebauung eingehalten werden.

Dies konnte erreicht werden, indem die Bewirtschaftung nach 22 Uhr auf die Ostter-
rasse beschrankt wird, d.h. die Stdterrasse darf nach 22 Uhr nicht mehr genutzt
werden und die AulRentlren an der Sudfassade sind geschlossen zu halten . Ent-
sprechende Regelungen wurden im Baugenehmigungsverfahren getroffen.

In der Schalltechnischen Untersuchung wurde auch gepriift, ob die Stellplatzanlage
fur eine Gastronomie auf der Flache fur den besonderen Nutzungszweck mit den
Larmschutzanforderungen der umliegenden Wohnbebauung vereinbar und somit ge-
nehmigungsfahig ware. Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis,
dass mit einer Einhausung der westlichen Stellplatzreihe mittels eines nach Westen
geschlossenen Carports eine Stellplatzanlage fur Gastronomie genehmigungsfahig
ware. Alternativ kdnnen auch Nutzungsbeschrankungen oder eine 4 m hohe Larm-
schutzwand die Genehmigungsfahigkeit der Stellplatzanlage sicherstellen. Aus ge-
stalterischen Griinden wird mit Rucksicht auf die Nachbarschaft zur geplanten
Wohnbebauung eine begriinte Carport-Losung favorisiert.

Fur den Bebauungsplan wurde nachgewiesen, dass die auf der Flache fur den be-
sonderen Nutzungszweck moglichen Nutzungen aus Sicht des Larmschutzes auch
mit der umliegenden Wohnnutzung vereinbar sind, wenn im Baugenehmigungsver-
fahren Larmschutzmal3nahmen getroffen werden. Der Bebauungsplan ist somit voll-
zugsfahig. Da die genaue Nutzung der Flache fur den besonderen Nutzungszweck
nicht hinreichend konkret bekannt ist (z.B. Anzahl der Stellplatze, Umfang der Gast-
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ronomie, weitere Nutzungen der Gebaude durch Kinstler, Musiker etc.) kbnnen im
Bebauungsplan keine nutzungsspezifischen Larmschutzfestsetzungen getroffen
werden. So ware es z.B. unverhaltnismafig, eine Stellplatzeinhausung festzusetzen,
ohne zu wissen, ob eine Gastronomie verwirklicht wird. Aus diesem Grund muss der
Umfang der erforderlichen LarmschutzmalRnahmen einzelfallbezogen im Baugeneh-
migungsverfahren ermittelt und umgesetzt werden.

5.9.2. Geruchsimmissionen

Im Zusammenhang mit den Planungen der Internationalen Bauausstellung (IBA) und
der Internationalen Gartenschau (igs) 2013 in Wilhelmsburg wurde seitens des Am-
tes fur Landes- und Landschaftsplanung eine Begehung zur Erfassung der betriebs-
bedingten Geruchsimmissionen in Auftrag gegeben. Die Begehung erfolgte vom
14.01.08-30.12.08 und umfasste Flachen westlich der B4/75 bis zum Hafengebiet
und wurde im Norden ungefahr vom Vogelhittendeich sowie im Siden von der
Kornweide begrenzt.

Die Begehung wurde in Anlehnung an die (in Hamburg nicht verbindlich eingefiihrte)
Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) des Landerausschusses fir Immissionsschutz
(LAI) durchgefiihrt. Hierfiir wurden ein fir das Gesamtjahr reprasentativer Bege-
hungsplan aufgestellt sowie Beurteilungsflachen gebildet. Als Kenngré3e fur erhebli-
che Geruchsbelastigungen i.S.d. GIRL wird die Geruchshaufigkeit — ausgedrtckt als
.Geruchsstunde” - verwendet. Die GIRL gibt als Immissionswert (IW) fir Wohn- und
Mischgebiete an, dass an maximal 10% der Jahresstunden Geruchswahrnehmungen
auftreten durfen. Fir Gewerbe- und Industriegebiete nennt die GIRL einen IW von
15%.

Fur das Plangebiet wurden Geruchshéaufigkeiten von 25 % der Jahresstunden ermit-
telt.

Der IW fur Wohn- und Mischgebiete wird in diesem Fall tberschritten. Dadurch kann,
wenn man im konservativen Sinne eine aus den Begehungen resultierende Ge-
ruchshaufigkeit von 25% der Jahresstunden fur das Plangebiet ansetzt, eine Belasti-
gung durch Gertiche vorliegen.

Diese (abgeschétzte) Belastigung wird im Rahmen der Abwagung fir vertretbar ge-
halten, da - wie das gesamte Gutachten ergibt — fir weite Teile Wilhelmsburgs die
0.9. IW der GIRL Uberschritten werden und dadurch eine grol3rdumige Gemengelage
von aneinandergrenzenden Hafen- und Industriegebieten zu Wohngebieten und u.a.
Kleingarten vorliegt. Die grof3tenteils planungsrechtliche Bestéatigung und teilweise
Neuausweisung von Wohnbauflachen an diesem Standort andert an dieser Gemen-
gelage im Grunde nichts. Darliber hinaus kann unter Wirdigung der Ziele und stad-
tebaulichen Qualitaten der IBA/igs 2013 auch aus Ubergeordneter Sicht eine solche
Belastigung durch Gerliche akzeptiert werden.

Auf die Problematik einer direkten Nachbarschaft zwischen Wohnen und Industrie
wird ausdricklich hingewiesen (Gemengelage). Auch in Zukunft wird es keine emis-
sionsfreie Industrieproduktion geben. Konflikte werden deshalb auch weiterhin be-
stehen. Dies vorausgeschickt wird u.a. aus Anlass dieser groRraumigen Begehung,
mittel- bis langfristig eine Verbesserung der Geruchssituation fur Wilhelmsburg an-
gestrebt. Das Geruchsgutachten ist die Basis fur ein weiteres gezieltes Vorgehen.
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5.9.3. Altlasten

Die das Plangebiet teilweise betreffende und im Bebauungsplan gekennzeichnete
Altlast 6628-024/00 setzt sich aus insgesamt 12 kleinraumigen und geringmachtigen
Einzelablagerungen aus Boden, Bauschutt sowie stellenweise hausmullahnlichen
Abfallen zusammen. Sie entstanden ungeféhr zwischen 1945 und 1980 und liegen
im Umfeld des Gewassers Kiikenbrack. Der Bereich wird heute innerhalb einer
Griunanlage durch zwei Teiche, ein Schopfwerk, einen Park mit Kinderspielplatz so-
wie (Uberschneidung lediglich mit einer Parzelle) durch den Kleingartenverein 706
Eichenallee e.V. genutzt.

Aufgrund der folgenden Gegebenheiten geht von den kleinrdumigen Ablagerungen
fur alle Wirkungspfade kein Handlungsbedarf aus:

Im Bereich der Kleingartenparzelle 100 des Kleingartenvereins 706 wurden im
Untergrund lediglich Steine, jedoch keine weiteren Hinweise auf schadliche
Beimengungen festgestellt,

die Gbrigen Bereiche werden in der Parkanlage als Béschungen parallel zu
FuRwegen, als Wiesen oder im Bereich eines Pumpwerks nicht sensibel ge-
nutzt.

Fur die Einzelablagerungen liegen keine Hinweise auf ein grundwasserrelevantes
Schadstoffpotenzial vor. Darlber hinaus sind die Ablagerungen tGberwiegend von
Klei sowie im Bereich des Schdpfwerks Kuckuckshorn von Torf unterlagert. Verun-
reinigungen des Grundwassers durch eventuelle Schadstoffe konnen aufgrund der
dichtenden Weichschichten ebenfalls ausgeschlossen werden.

Hinweise:

Bei Baumal3nahmen im Bereich der kleinraumigen Ablagerungen ist mit Entsor-
gungsmehrkosten zu rechnen.

In den Ablagerungsbereichen ist aufgrund der Anteile an Bauschutt und haus-
mullahnlichen Beimengungen generell mit Schwermetall- und PAK-Belastungen zu
rechnen. Aus diesem Grund sind bei einer Umgestaltung bzw. Umnutzung darauf zu
achten, dass die Ablagerungsbereiche, sofern sie am Standort verbleiben, stets mit
mindestens 0,35 m unbelastetem Bodenmaterial abgedeckt werden oder sie sind im
Bereich einer geplanten Malinahme zu entfernen.

Der Planungsraum liegt - wie groRe Teile Wilhelmsburgs - in einem Gebiet mit erhdh-
ter Hintergrundbelastung des Oberbodens. Es muss daher mit erhéhten Entsor-
gungskosten fir den anfallenden Erdaushub gerechnet werden.

Vor der Herrichtung der geplanten Garten im Bereich des gartenbezogenen Woh-
nens ist der Oberboden auf seine Eignung fur die vorgesehene Nutzung als Haus-
garten zu prufen, im Falle der Herrichtung von Kinderspielbereichen auf seine Eig-
nung als Kinderspielflache. Es wird empfohlen, im Falle des Nutzpflanzenanbaus
Bodenpflegemal3nahmen durchzufihren und Kinderspielbereiche mit mindestens 35
cm unbelastetem Bodenmaterial herzurichten.
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5.9.4. Bodengase

Es ist nicht auszuschlieen und aufgrund der Bodenzusammensetzung wahrschein-
lich, dass sich in den tieferen Bodenschichten beim Abbau organischer Substanzen
unter anaeroben Verhaltnissen Methan entwickelt hat. Untersuchungen im Umfeld
des Plangebiets haben solche Methanbildungen nachgewiesen, weshalb die Baufla-
chen, Stralenverkehrsflachen und die Flache fur den besonderen Nutzungszweck
vorsorglich als Flachen, deren Béden erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen be-
lastet sind, gekennzeichnet sind.

Durch Abdeckung und Versiegelung im Rahmen von Geb&udesohlen oder versie-
gelten Freiflachen kann es zu einer Bildung von Bodengasen durch Luftabschluss
kommen.

Im Plangebiet kann von einer Gasproduktion aus den Bodenweichschichten ausge-
gangen werden. Fur die Parkanlagen sind im Hinblick auf Bodengase keine Mal3-
nahmen erforderlich, da in der Regel gentigend diffusionsoffene Bereiche vorhanden
sind. Uber diese konnen die Bodengase ungehindert entweichen.

Neben Methan wurde in einigen Sondierungen im Umfeld des Plangebiets auch Koh-
lendioxid in héherer Konzentration angetroffen.

Die Ergebnisse zeigen, dass in den Bdden organisches Material abgebaut wird.

Die dabei gebildeten Bodengase reichern sich insbesondere unter versiegelten/ be-
bauten Flachen an.

Um Gefahren, die sich aus der Ansammlung dieser Gase ergeben kdnnten, zu ver-
meiden, sind fur Gebaude bauliche Sicherungsmalinahmen zur Verhinderung von
Gasansammlungen und Gaseintritten zu berlcksichtigen. Diese Mal3hahmen beste-
hen z.B. aus:

einer Sand-/Kiesfilterschicht unterhalb des Gebaudes sowie einer bis zur Ge-
landeoberkante reichenden vertikalen Dradnageschicht entlang der unterirdi-
schen Gebaudewande zur Ableitung von evtl. anstehenden Gasen,

gasdichten Abdichtungen aller unterirdischen Leitungsdurchfiihrungen,

keine gefangenen Raume unterhalb der Sohlen zur Sicherstellung der Gasweg-
samkeit.

Fur alle NeubaumalRnahmen ist im Baugenehmigungsverfahren ein Bodenluftgutach-
ten zu erstellen, in dem ermittelt wird, ob bauliche MalRnahmen zur Gasabwehr (Bo-
dengase) erforderlich sind.

Die detaillierten Sicherungsmafinahmen werden von der zustandigen Behorde im
Rahmen der Baugenehmigungsverfahren festgelegt und gemeinsam mit dem Bau-
herren an die Bauausflihrungen angepasst.

5.9.5. Kampfmittelverdacht

Nach heutigem Kenntnisstand kann im Plangebiet das Vorhandensein von Bomben-
blindgangern nicht ausgeschlossen werden.

Vor Baubeginn ist der Kampfmittelraumdienst zu benachrichtigen, um zu prifen, ob
eine Untersuchung der Flache notwendig ist. Sollte eine Untersuchung erforderlich

sein, darf erst nach Abschluss der Untersuchung mit den Erdbauarbeiten begonnen
werden.



-42 -

5.10. Wasserflachen

Die im Plangebiet vorhandenen Gewasser (Kikenbrack, Rathaushauswettern, Korn-
weidenwettern teilweise, Tumpel nérdlich Kurdamm) sollen aufgrund ihrer besonde-
ren Bedeutung fur das Orts- und Landschaftsbild, fur die Oberflachenentwasserung
und als Lebensraum fur Tiere und Pflanzen in ihrer Funktion erhalten bleiben und
sind dem Bestand entsprechend nachrichtlich in die Planzeichnung aufgenommen.

Als Voraussetzung fur die Erweiterung der Wohnbauflachen ist die Verlagerung ei-
nes Teils der Kornweidenwettern erforderlich. Fir die Umsetzung dieser MaRnahmen
ist unabhangig vom Bebauungsplan wurde ein eigenstandiges wasserrechtliches
Verfahren durchgefihrt, Gber das auch gesichert wurde, dass die oben genannten
Gewasserfunktionen gewabhrt bleiben (siehe Ziffer 7.).

Der das Gewasser begleitende Arbeits- und Schauweg verlauft iber die an das Ge-
wasser angrenzenden Wohngéarten und muss dauerhatt fir die Betriebsfahrzeuge
befahrbar sein.

5.11. Vorgesehene Oberflachenentwasserung

Zur Sicherung einer ordnungsgemalfen Oberflachenentwéasserung der bisher unbe-
bauten bzw. nicht erschlossenen Flachen wurde ein Entwéasserungskonzept erarbei-
tet. Dieses Entwasserungskonzept dient als Grundlage fur die im Bebauungsplan
vorzuhaltenden Flachen fur die Regenwasserableitung, die als vorgesehene Ober-
flachenentwasserung unverbindlich vorgemerkt sind. Der zu verlagernde Teil der
Kornweidenwettern wird Teil des Gesamtentwasserungssystems und ist in der Pla-
nung bericksichtigt.

Die fur die vorgesehene Oberflachenentwasserung unverbindlich vorgemerkten Fla-
chen beinhalten auch die erforderlichen Béschungen sowie Arbeits- und Schauwege
an Graben.

Die genaue Dimensionierung der Flachen und die verbindliche Festsetzung des
Oberflachenentwéasserungssystems erfolgten im Zuge der Ausfuhrungsplanung in ei-
nem gesonderten wasserrechtlichen Verfahren (siehe Ziffer 7).

5.12. Durchlass mit Leitungsrechten

An der Stral3e Kurdamm soll sich die Neubebauung an das bauliche Mal3 der bis
zum Jahr 2007 vorhandenen Bebauung orientieren. Aus diesem Grund soll die Neu-
bebauung an die vorhandene Brandwand anschliel3en. Um den Wasserabfluss der
Kornweidenwettern in Richtung Kurdamm trotz dieses baulichen Anschlusses zu ge-
wéahrleisten, muss das Wasser Uber einen Durchlass im Bereich des geplanten Ge-
baudes mittels einer unterirdischen Leitung gefihrt werden. Zur Sicherung der Ge-
wasserverbindung setzt der Bebauungsplan fest:

Das festgesetzte Leitungsrecht umfasst die Befugnis der Freien und Hansestadt
Hamburg unterirdische Anlagen zur Ableitung von Oberflachenwasser der Kornwei-
denwettern herzustellen und zu unterhalten (vgl. 8 2 Nummer 9).

Es wird darauf hingewiesen, dass im Falle einer Veraul3erung des Abschnittes der
verrohrten Kornweidenwettern, sich aus der Festsetzung 8§ 2 Nummer 9 keine Ver-
pflichtung seitens der Freien und Hansestadt Hamburg zur Unterhaltung dieses Ge-



-43 -

wasserabschnittes ergibt. Die Unterhaltungspflicht sowie die Ausbaubefugnis oblie-
gen dem Grundeigentimer.

5.13. Offentliche Griinflachen

Ein wesentliches Planungsziel des Bebauungsplans Wilhelmsburg 93 ist es, in Wil-
helmsburg die Internationale Gartenschau 2013 zu ermoglichen, um im Zusammen-
spiel mit der Internationalen Bauausstellung 2013 den Stadtteil stéadtebaulich aufzu-
werten und nachhaltig zu entwickeln. Nach Beendigung der Internationalen Garten-
schau sollen die Gartenschauflachen zu einem Volkspark des 21. Jahrhunderts um-
gewandelt werden und somit allen Birgern zur Verfigung stehen. Mit dieser Frei-
raumentwicklung sollen die drei bisher nicht verbundenen und in ihrer raumlichen wie
sozialen Struktur sehr unterschiedlichen Siedlungsrdume des Stadtteils zusammen-
gefuhrt werden. Dartber hinaus soll mit der Gartenschau und dem daraus ent-
stehenden Volkspark sowie durch die stadtebaulichen Impulse der Internationalen
Bauausstellung das Image Wilhelmsburgs positiv beeinflusst werden. Alle diese
Maflinahmen stehen im Zusammenhang mit dem tbergeordneten stadtebaulichen
Leitprojekt der Freien und Hansestadt Hamburg ,Sprung tber die Elbe”.

Flachen, die bereits als Parkanlage genutzt oder die im Zuge der Internationalen
Gartenschau als solche bendétigt und danach dauerhaft als Parkanlage weiter genutzt
werden sollen, werden als 6ffentliche Grunflache mit der Zweckbestimmung Park-
anlage festgesetzt. Damit wird sowohl dem Planungsziel der Durchfihrung einer in-
ternationalen Gartenschau als auch der Folgenutzung als Volkspark entsprochen
und die Stadtteilentwicklung Wilhelmsburg durch neue, hochwertige Parkanlagen po-
sitiv beeinflusst. Die Biotop- und Wasserflachen im Gebiet sollen weitgehend erhal-
ten werden.

Um die Internationale Gartenschau 2013 angemessen durchfiihren zu kénnen, sind
Uber die bisher als Parkanlagen genutzten Bereiche weitere Flachen noétig. Deshalb
konnen auch die Kleingarten aus dem Plangebiet nicht als Dauerkleingarten festge-
setzt werden und mussen auf Flachen sidlich des Plangebiets und auf Flachen 6st-
lich der bisherigen Wilhelmsburger Reichsstral3e (Plangebiet Bebauungsplan Wil-
helmsburg 92) verlagert werden. Ziel dieser Kleingartenverlagerung ist insgesamt ei-
ne bessere offentliche Durchwegung des Plangebiets, um den vorhandenen Frei-
raum fur die Offentlichkeit erlebbar zu machen und um verschiedene Siedlungsteile
Wilhelmsburgs Uber ein strallenunabhangiges Wegenetz miteinander zu verbinden.

Planungsrechtlich wird die zeitlich begrenzte Nutzung von Flachen fur die Internatio-
nale Gartenschau durch folgende Festsetzung gesichert:

Auf den als Parkanlage festgesetzten Flachen ist bis zum 31. Dezember 2013 das
Veranstalten einer Gartenschau zulassig. Gebaude und bauliche Anlagen, die zur
Durchfiihrung einer Gartenschau notwendig sind, sind fur diesen Zeitraum auf den in
Satz 1 genannten Flachen zulassig (vgl. 8 2 Nummer 21).

Damit soll im Sinne der oben genannten stadtebaulichen und freiraumstrukturellen
Zielsetzungen eindeutig sichergestellt werden, dass die etwas atypische Griun-
flachennutzung ,Gartenschau” mit allen dazu einhergehenden baulichen Anlagen auf
den betroffenen Grunflachen verwirklicht werden kann. Die Festsetzung ist bis zum
zeitlichen Ende der Gartenschau (Oktober 2013) zusatzlich eines zweimonatigen
Spielraums fur gartenschauéhnliche Nachnutzungen bzw. AbbaumalRnahmen be-
fristet.
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Begriinte Boschungen entlang von Gewassern sind von besonderer Bedeutung fir
die Funktion als Lebensraum fir Tiere und Pflanzen und unterstitzen die Selbstrei-
nigungskraft der Gewésser. Um die Boschung entlang der Kornweidenwettern von
baulichen Anlagen zu schiitzen, wird der Gewdasserrandstreifen durch die Festset-
zung einer offentlichen Grinflache mit der Zweckbestimmung ,,Béschung” in seiner
Funktion gesichert.

5.14. Anbauverbotszone

Langs der freien Strecke der Bundesstral3e B4/B75 gilt gemanR § 9 des Bundesfern-
strallengesetzes (FStrG) eine Anbauverbotszone in einem Abstand von 20m bzw.
eine Anbaubeschrankungszone in einem Abstand von 40m, gemessen jeweils vom
Rand der befestigten Fahrbahn. Die Anbauverbotszone ist ganzlich von baulichen
Anlagen, die ganz oder teilweise tUber der Erdgleiche liegen, frei zu halten. Fur bauli-
che Anlagen innerhalb der Anbaubeschrankungszone ist im konkreten Einzelfall die
Zustimmung der obersten Landesstral3enbaubehdérde einzuholen. Dies gilt auch fir
temporére bauliche Anlagen im Zuge der IBA/igs.

Als Hinweis auf diesen rechtlichen Tatbestand ist die Anbauverbotszone im Bebau-
ungsplan nachrichtlich tGbernommen.

5.15. MalRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege

5.15.1. Baumschutz

Fur die dem Baumschutz unterliegenden Baume gelten die Beschrankungen nach
der Baumschutzverordnung.

In dem mit ,,(B)” bezeichneten Bereich sind Stellplatzzufahrten, Bodenversiegelun-
gen, Abgrabungen und Gelandeaufh6hungen unzulassig. Ausnahmsweise sind in
dem mit ,,(B)" bezeichneten Bereich zum sidlich angrenzenden Gebaude Bodenver-
siegelungen und Stellplatzzufahrten zuléassig, wenn vorhandene Baumwurzeln durch
Wurzelbriicken oder in ihrer Wirkung vergleichbare MaRnahmen vor Schadigungen
(z.B. Verletzungen, Bodenverdichtungen, Bodenaustrocknung) geschutzt werden
(vgl. 8 2 Nummer 15).

Die Festsetzung dient dem Schutz der ortsbildpragenden und erhaltenswerten Linde
auf dem Flurstiick 2714 (Stral3e Schldperstieg), vor Schadigungen im Wurzelbereich
und gewahrleistet die dauerhafte Erhaltung. Als besonders zu schiitzender Bereich
ist hierbei die gesamte durch die Baumkrone abgedeckte Bodenflache zu verstehen,
da hier die wichtigen, den Baum verankernden und den Baum versorgenden Wurzeln
liegen.

5.15.2. Begrinungsmalinahmen

Nicht Uberbaute Tiefgaragen sind mit Ausnahme von Wegen, Spielflachen und Ter-
rassen mit einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu
versehen und mit Kleingeholzen, Stauden und Grasern intensiv zu begriinen. Im Be-
reich von Baumpflanzungen auf Tiefgaragen ist auf mindestens 12 m? ein 1 m starker
durchwurzelbarer Substrataufbau herzustellen (vgl. 8 2 Nummer 10).
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Mit der Begriinung von Tiefgaragen wird das Erscheinungsbild der Tiefgaragendach-
flachen belebt und eine gartnerische Gestaltung angestrebt. AuRerdem werden 6ko-
logisch wirksame Ersatzlebensraume fir Tier- und Pflanzenarten in Baugebieten ge-
schaffen. Durch diese Eigenschaften ibernehmen begrinte Tiefgaragendacher kli-
matisch stabilisierende Funktionen fur das nahere Umfeld. Die Tiefgaragenbegru-
nung dient auch der Minderung des Eingriffs durch Versiegelung. Die intensive Be-
grinung mit Rasen, Stauden oder Strauchern wird erst durch eine Substratiiberde-
ckung in einer Starke von mindestens 50 cm mdglich. Fir Baume ist eine Mindest-
hohe des Substrats von 1 m notwendig, um ausreichend durchwurzelbaren Boden-
raum und Standfestigkeit zu gewahrleisten. Die fur eine wohnungsnahe Freiraumnut-
zung erforderlichen Wege, Spielflachen und Terrassen sind von der Tiefgaragenbe-
grinung ausgenommen, weil ansonsten eine nutzungsangepasste Gestaltung des
Tiefgaragendaches nicht mdglich ware.

In den allgemeinen Wohngebieten sind die Dachflachen mit einer Neigung bis zu 15
Grad mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu ver-
sehen und extensiv zu begrunen (vgl. § 2 Nummer 11).

Mit der Begrinung von Dachflachen von Gebauden werden 6kologisch wirksame Er-
satzlebensrdume insbesondere fiir Tiere wie Insekten und Vogelarten in grof3flachig
versiegelten Baugebieten geschaffen. Im Vergleich zu harten Bedachungen reduzie-
ren begrinte Dacher daruber hinaus Reflektion, Warmeentwicklung und Windverwir-
belungen und verbessern die Bindung von Luftstduben. Durch diese Eigenschaften
ubernehmen begriinte Dacher klimatisch stabilisierende Funktionen flr das nahere
Umfeld. Die Dachbegriinung dient auch der Minderung des Eingriffs durch Versiege-
lung. Nach neusten Erkenntnissen sind Dachbegriinungen auch unter Anlagen zur
Sonnenenergiegewinnung maglich, so dass Dachbegriinungen diesen Anlagen nicht
entgegenstehen.

Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist fur je vier Stellplatze ein grof3kroniger Laub-
baum zu pflanzen. Die Baume missen einen Stammumfang von mindestens 18 cm,
in 1 m Hohe Gber dem Erdboden gemessen, aufweisen (vgl. 8 2 Nummer 12).

Auf Stellplatzanlagen sind grof3kronige Baume in einem bestimmten Verhaltnis zu
pflanzen, damit hier auch mit wenigen Baumen in angemessener Zeit ein ge-
schlossenes Kronendach erzielt werden kann. Damit soll eine partielle Beschattung
der Stellplatzanlage erreicht werden, mit ihren positiven kleinklimatischen Wirkungen,
insbesondere zur Vermeidung von extremen Aufheizungen der Bodenoberflachen
bzw. Belage sowie der abgestellten Kraftfahrzeuge. Die vorgegebene Mindest-
PflanzgroRe dient dem Ziel, dass die gewtnschten gestalterischen, 6kologischen und
klimatischen Wirkungen in angemessener Zeit erreicht werden.

Auf der mit ,(C)” bezeichneten Flache zum Anpflanzen von B&umen und Strauchern
sind Baume und Straucher und auf den mit ,,(D)” bezeichneten Flachen zum Anpflan-
zen von Baumen und Strauchern sind nur Straucher zu pflanzen (vgl. 8 2 Nummer
13).

Mit der Anpflanzung kann ein Mindestareal 6kologisch wirksamer Strukturen sicher-
gestellt werden, die zu einer Vernetzung von Lebensraumen im Biotopverbund fuh-
ren. Mit den gepflanzten BAumen und Strauchern werden Ersatzlebensraume ge-
schaffen, die als Lebens-, Nahrungs- und Rickzugsrdume insbesondere von Insek-
ten-, Kleinsduger- und Vogelarten dienen. Die Durchgriinung des Gebietes gliedert
und strukturiert das Erscheinungsbild und es wird eine verbesserte Einbindung in das
Umfeld erzielt. Die Begriinung ist ebenso von kleinklimatischer Ausgleichswirkung.
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Die 4 m breite Anpflanzung aus Baumen und Strauchern am Schléperstieg dient der
Gliederung des Stral3enbildes und der Abschirmung von Stellplatzanlagen.

Zur optischen Abgrenzung der neuen Bauflachen gegentber der Parkanlage ist eine
Pflanzung aus Strauchern vorgesehen. Um eine zu starke Beschattung der begrenz-
ten Gartenfreiflachen zu vermeiden, sind entlang der Wohnbebauung nur Straucher
und keine Baume zu pflanzen Die 4,5 m breite Anpflanzflache liegt auf der offentli-
chen Grinflache, um eine optimale und einheitliche Gestaltung im Zusammenhang
mit der Parkplanung zu gewahrleisten.

Fur festgesetzte Baum- und Strauchpflanzungen sind standortgerechte, einhei-
mische Baume und Straucher zu verwenden. Im Kronenbereich der anzupflanzenden
Baume ist eine offene Vegetationsflache von mindestens 12 m? anzulegen. Die
Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen (vgl. § 2 Num-
mer 14).

Die Festlegung der Verwendung einheimischer und standortgerechter Arten ist sinn-
voll, damit sich die Anpflanzungen optimal entwickeln kdnnen und Nahrungsgrund-
lage sowie Lebensraum fiur die heimische Tierwelt bieten. Zudem dienen die Baum-
und Strauchpflanzungen auch dem Biotopverbund. Sie bieten innerhalb des Sied-
lungsraums Lebens-, Nahrungs- und Riickzugsraume, insbesondere fir eine Anzahl
von Insekten, Kleinsdugern und Vogelarten. Die Festsetzung von einheimischen
Baumarten dient der Erhaltung des Lebensraumes heimischer Tierarten, insbeson-
dere Insekten. Diese sind an die heimischen Gehdlzarten angepasst und auf diese
als Nahrungs- und Lebensraum angewiesen. Durch die festgesetzte Vegetationsfla-
che von mindestens 12 m2 pro Baum wird sichergestellt, dass den Baumen auch
nach einer Anwachsphase ausreichender Entwicklungsraum innerhalb der befestig-
ten Flachen zur Verfigung steht. Die Nachpflanzverpflichtung dient der Sicherung
der 6kologischen und gestalterischen Funktionen der festgesetzten Geholzpflanzun-
gen.

5.15.3. Mallnhahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft und deren Zuordnung

Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsplanung sind nach § 1 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG):

.Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage fur
Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung fur die kiinftigen Gene-
rationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich nach Maf3gabe der nachfolgen-
den Abséatze so zu schitzen, dass

die biologische Vielfalt,

die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts, einschlief3lich der
Regenerationsfahigkeit und nachhaltigen Nutzungsfahigkeit der Naturguter so-
wie

die Vielfalt, Eigenart und Schonheit sowie der Erholungswert von Natur und
Landschaft

auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung
und, soweit erforderlich die Wiederherstellung von Natur und Landschaft".
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Die MalRhahmen dienen der Sicherung und Entwicklung des Naturhaushaltes sowie
der Landschaftsfunktionen mit folgenden Zielsetzungen:

Erhalt ortsbildpragender und/oder wertvoller Grinstrukturen,
Sicherung und Entwicklung naturnaher Gewasser und Uferbereiche,
Starkung der Biotopverbundfunktion.

Bauliche und technische MalRnhahmen, die zu einer dauerhaften Absenkung des
Grundwassers fuhren, sind unzuléssig (vgl. 8 2 Nummer 16).

Die Erhaltung des bisherigen hohen Grundwasserstandes dient der Sicherstellung
der Standortbedingungen fir die 6rtliche Vegetation und Tierwelt. Die landschafts-
raumtypischen und teils grundwasserbestimmten Biotope sind abhangig vom hohen
Grundwasserstand.

Das auf den Grundsticken anfallende Niederschlagswasser ist oberirdisch in das
Oberflachenentwasserungssystem einzuleiten, sofern es nicht versickert, gesammelt
oder genutzt wird (vgl. 8 2 Nummer 17).

Die ortlichen Bodenwasserverhaltnisse und Grundwasserstande werden somit so
wenig wie moglich beeintrachtigt und das von den Grundsticks- und Dachflachen
abflieBende Niederschlagswasser verbleibt im natirlichen Wasserkreislauf. Durch
Verdunstung und Versickerung kommt es zu einer Verminderung und Verzégerung
des Wasserabflusses und die belebten Bodenzonen fithren zu einer Vorreinigung
des Wassers. Zudem bieten offene Graben und Mulden Lebensrdume fur amphibi-
sche und aquatische Pflanzen- und Tierarten.

Auf den Flachen fir den besonderen Nutzungszweck sind offene Stellplatze in was-
ser- und luftdurchlassigem Aufbau herzustellen (vgl. 8 2 Nummer 18).

Um den Wasserhaushalt so wenig wie mdglich zu beeintrachtigen, sind wasser- und
luftdurchlassige Bauweisen bei den Stellplatzen erforderlich. Die flachenhafte Versi-
ckerung von Regenwasser tragt zur nattrlichen Anreicherung des Bodenwasser-
haushaltes bei. Sie dient der Erhaltung des naturlichen Wasserkreislaufes tiber Spei-
cherung, Verdunstung und Anreicherung des Grundwassers.

5.15.4. Entwicklung von Feuchtgrinland und Gehoélzflachen (Externe Aus-
gleichsmalRnahmen)

Im Plangebiet kann der Eingriff nur zu einem Teil ausgeglichen werden. Daher wer-
den zusatzliche Ausgleichsflachen aulRerhalb des Plangebietes zugeordnet:

Fur Ausgleichsmalinahmen werden die auf3erhalb des Plangebiets liegenden Flur-
sticke 3646 (teilweise) Gemarkung Wilhelmsburg und 1230/1 (teilweise) der Gemar-
kung Moorwerder den mit ,WA 1, \WA 2“ und ,WA 3“ bezeichneten Wohngebietsfla-
chen zu 60 vom Hundert, den Parkanlagen zu 9 vom Hundert und den Stral3enver-
kehrsflachen zu 31 vom Hundert zugeordnet (vgl. 8§ 2 Nummer 20).

Das Flurstiick 3646 in der Gemarkung Wilhelmsburg (s. Anlage 1) soll durch eine na-
turschutzfachlich orientierte Entwicklung, Bewirtschaftung und Pflege insbesondere
gefahrdeten Pflanzen und Tierarten der Kulturlandschaft des Feuchtgriinlandes ei-
nen dauerhaften Lebensraum bieten. Die etwa 1 ha grof3e Grunlandflache ist als
Feuchtgriinland fur den Wiesenvogel- und Amphibienschutz mit einer dichten Struk-
tur aus Kleingewassern, Beetgraben und sonstigen Grében zu entwickeln. Da die
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Flache bisher zu trocken ist, um die angestrebten Naturschutzziele zu erreichen, soll
der Wasserstand des Flursticks im Zusammenhang mit den anliegenden Flursti-
cken, die auch fur AusgleichsmalRnahmen vorgesehen sind, angehoben werden.

Die Flache muss mindestens einmal im Jahr in der Zeit zwischen dem 1. Juli und
dem 15. September gemaht werden, sofern sie nicht ausreichend beweidet wird. Das
Méahgut ist abzufahren. Es ist weiterhin sicherzustellen, dass die Flache mit kurz ge-
schnittenen oder kurz geweideten Bestdnden in den Winter geht. In Hinblick auf Aus-
fuhrung und Pflege sind folgende Hinweise zu beriicksichtigen:

Sicherstellung eines hohen Wasserstandes in den angrenzenden Graben durch
Einbau von Staueinrichtungen,

Herrichtung von flachenhaft ausgebildeten wechselfeuchten Uferrandstreifen
als Rickzugsraum fir eine Vielzahl von Arten des Feuchtgrinlandes,

Wiederherstellung von Beetgraben, Raumung von verlandenden Graben,

Sicherstellung einer schonenden Grabenrdaumung in regelmafigen Abstanden
(alle 5-7 Jahre),

extensive Grunlandnutzung, Ausschluss von maschineller Bearbeitung in der
Zeit vom 15. Méarz bis 30 Juni zum Schutz von Wiesenvéogeln.

Im Rahmen von Bewirtschaftungsvertragen mit dem Sondervermdgen Naturschutz
und Landschaftspflege sind die Pflege und Unterhaltung der Flachen langfristig zu
regeln.

Das Flurstiick 1230/1 (teilweise) in der Gemarkung Moorwerder (s. Anlage 2) soll zu
einem naturnahen Gehdélzbestand entwickelt werden. Es soll ein artenreicher und
gestufter Geholzbestand aus Baumen und Strauchern entstehen. Damit kénnen die
im Plangebiet zu rodenden Baume teilweise ersetzt und Beeintrachtigung des Le-
bensraums Geholz teilweise ausgeglichen werden.

Die Flache liegt auf einem Altspulfeld, das als Altlast [AVF-Nr. 6828-001/01 Moor-
werder Hauptdeich (Ellerholz)] in das Altlasthinweiskataster der Behorde fur Umwelt
und Energie aufgenommen ist. Der Oberboden des Flurstiicks 1230 besteht bis in
etwa 60 cm Bodentiefe aus ehemaligen schlickhaltigen Elbesedimenten mit stark er-
hohten Arsen- und Schwermetallgehalten. Die Flache wird deshalb gegen Zutritt ge-
sichert, zum Beispiel mithilfe einer Begrenzung durch bewehrte Gehdlze oder eines
Wildschutzzaunes, um zu vermeiden, dass Pilzsammler und Sammler von bodennah
wachsenden Beeren schadstoffbelastete Wildfriichte ernten.

Die zugeordneten Ausgleichsflachen erméglichen einen Ausgleich fir die Beeintrach-
tigungen von Natur und Landschaft im Bereich der zukinftigen StralRenverkehrsfla-
chen, Baugebiete und Parkanlagen.

5.15.5. Gesetzlich geschutzte Biotope nach dem HmbBNatSchAG u. BNatSchG

Alle Handlungen und MalRnahmen, die zu einer Zerstérung, Beschadigung oder
sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeintrachtigung der gesetzlich besonders
geschutzten Biotope oder ihrer Bestandteile fihren kdnnen sind geman § 14 Absatz
2 HmbBNatSchAG bzw. § 30 Abs. 2 BNatSchG verboten. Der Bebauungsplan sieht
keine Eingriffe in gesetzlich geschitzte Biotope vor.




=49 -

5.16. Abwagungsergebnis

5.16.1. Stadtebauliche Belange

Durch die IBA und igs 2013 sollen bisher nicht verbundene und in ihrer raumlichen
wie sozialen Struktur sehr unterschiedliche Siedlungsraume des Stadtteils Wilhelms-
burg zusammengefuhrt werden. Die Planung ist Teil des tibergeordneten stadtebau-
lichen Leitprojekts ,Sprung tber die Elbe” der Freien und Hansestadt Hamburg.

Der Bebauungsplan folgt den stadtebaulichen und freiraumplanerischen sowie natur-
schutzfachlichen Zielsetzungen der Stadt Hamburg. Mit dem Bebauungsplan wird in
der Abwagung diesen verschiedenen Belangen Rechnung getragen. Dabei werden
sowohl gesetzlich geschutzte Biotope als auch 6kologisch wertvolle Bereiche in die
Parkanlagenplanungen integriert.

Teilweise erfordert die Umgestaltung vorhandener Kleingarten und sonstiger Grin-
flachen zu Parkanlagen sowie die Neubebauung sudlich der ehemaligen Wasser-
werksflache Eingriffe in Natur und Landschaft, um neue Impulse fir den Wohnungs-
markt in Wilhelmsburg auslésen zu kénnen und um den gestalterischen Anspriichen
einer Internationalen Gartenschau und eines modernen Volksparks gerecht zu wer-
den. Diese Eingriffe in Natur und Landschaft werden teilweise innerhalb des Plange-
biets und teilweise aul3erhalb des Plangebiets ausgeglichen. In der Abwagung mit
den stadtebaulichen und freiraumplanerischen Zielsetzungen werden die Belange
von Natur und Landschatft als ausreichend berticksichtigt erachtet.

Die Inanspruchnahme bisher als Kleingérten genutzter Flachen ist erforderlich, um
die IBA und igs 2013 in Wilhelmsburg durchfiihren zu kdnnen. Die Flachen werden
nach der IGS auch der Offentlichkeit und insbesondere den Bewohnern des Stadt-
teils zur Verfigung stehen und somit den Stadtteil aufwerten.

5.16.2. Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft

Fur den Naturhaushalt ergeben sich erhebliche und nachhaltige Beeintrachtigungen
durch die zusatzlichen Wohnbauflachen, die Erweiterung der Verkehrsflachen und
die damit verbundenen umfangreichen Versiegelungen sowie durch die Umwandlung
von extensiven Parkanlagen in intensiv genutzte und gestaltete Parkanlagen. Neben
dem unmittelbaren Flachenverbrauch kommt es zu Veranderungen der Bodenfunkti-
onen und des Vegetations- und Tierbestandes. Insbesondere im sidlichen Bereich
der geplanten Bebauung sind zahlreiche Grol3gehélze und die Vegetationsstrukturen
der Alt-Kleingarten durch die Planung betroffen. Dabei werden u. a. Biotope vernich-
tet oder in ihrem Bestand beeintrachtigt und es wird in den Bodenhaushalt eingegrif-
fen. Fur die Neuanlage der Wohnbau- und Stral3enflachen wird Boden abgetragen
und aufgeschuttet.

Die Umwandlung von etwa 2,0 ha Kleingarten in Parkanlagen verursacht im rechtli-
chen Sinne keinen erheblichen Eingriff in Natur und Landschaft, da sie bereits nach
bisherigem Planrecht méglich ist. Eine Erh6hung des Versiegelungsgrades erfolgt
nicht. Anpflanzgebote fur Straucher im Westen der Parkanlage an der Grenze zu den
Wohngebieten gleichen die Verluste vergleichbarer Strukturen in den Kleingarten
teilweise aus.

Die nach 8§ 14 HmbBNatSchAG bzw. § 30 BNatSchG besonders geschiitzten Bioto-
pe Kukenbrack und der kleine Timpel bleiben erhalten.
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Zur quantitativen Abschatzung wurde eine Bilanzierung des Eingriffs nach dem
Staatsratemodell durchgefuhrt. Im Plangebiet sind die Beeintrdchtigungen von Na-
turhaushalt und Landschaftsbild nur teilweise durch Begriinungsfestsetzungen aus-
gleichbar.

Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG hinsichtlich geschuitzter Tier- und Pflan-
zenarten liegen nicht vor.

Interne Ausgleichsmalinahmen

Es werden Anpflanzgebote fir Bdume und Straucher entlang der neuen Bebauung
sowie eine Begriinung der Stellplatzanlagen mit gro3kronigen Baumen festgesetzt.
Hiermit werden Lebensrdume fur heimische Tier- und Pflanzenarten entstehen. Die
Dachflachen der Wohngebaude sind extensiv zu begriinen, um einen Ersatzlebens-
raum fur Tiere und Pflanzen zu schaffen. So kann ein Teilausgleich fur die Beein-
trachtigungen durch die Neuanlage der Wohnbauflachen und StraRen geschaffen
werden.

Externe Ausgleichsmal3nahmen

Die im Plangebiet méglichen Eingriffe und Beeintrachtigungen kénnen im Gebiet
nicht vollstandig ausgeglichen werden. Fur die betroffenen Lebensraume im Gebiet
wie Baum- und Gehdlzbestéande sowie den auf diese spezialisierten Tier- und Pflan-
zenarten kann kein gleichartiger Ersatz geschaffen werden. Die betroffenen Lebens-
raumfunktionen werden — wie es geman naturschutzrechtlicher Eingriffsregelung zu-
l&ssig ist - durch teilweise andersartigen, jedoch gleichwertigen Ersatz, hier in Form
von Feuchtgrinlandentwicklung, ausgeglichen. Fir den Ausgleich der Eingriffe in
den Baum- und Strauchbestand wird dem Plangebiet eine Ausgleichsflache zuge-
ordnet, die als Geholzflache zu entwickeln ist. Dies stellt nach einer gewissen Ent-
wicklungszeit einen gleichartigen anteiligen Ersatz fur die Gehdlzverluste dar. Der er-
forderliche Ausgleich wird gemaR § 2 Nummer 20 durch die MaRnahmen auf den
nach 8 la Absatz 3 BauGB zugeordneten Flachen aul3erhalb des Plangebiets in den
Gemarkungen Moorwerder und Wilhelmsburg gesichert (siehe Ziffer 5.15.4).

Bei Realisierung der Ausgleichsmal3inahmen innerhalb und aufRerhalb des Plange-
biets kann der Eingriff in die Pflanzen- und Tierwelt, den Boden und das Land-
schaftsbild gemald dem in der Freien und Hansestadt Hamburg angewandten Be-
wertungsverfahren vollstandig ausgeglichen werden.

6. MalRnahmen zur Verwirklichung

Enteignungen kdnnen nach den Vorschriften des Flnften Teils des Ersten Kapitels
des BauGB durchgefuhrt werden, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorlie-
gen.

Die Umsetzung der Ausgleichsmal3nahmen ist vertraglich gesichert.
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7. Aufhebung bestehender Plédne / Hinweise auf Fachplanungen

Fur das Plangebiet werden die bestehenden Bebauungspléne, insbesondere der Be-
bauungsplan Wilhelmsburg 38 vom 2. Januar 1968 sowie der Baustufenplan Wil-
helmsburg vom 06. Januar 1956 teilweise aufgehoben.

Fur den Gewdasserausbau kann nach 8 68 Absatz 2 des Gesetzes zur Ordnung des
Wasserhaushalts — Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S.
2585), zuletzt geandert am 26. Juli 2016 (BGBI. | S. 1839, 1842) in Verbindung mit
88 48 und 49 des Hamburgischen Wassergesetzes in der Fassung vom
29. Méarz 2005 (HmbGVBI. S. 97), zuletzt geandert am 4. Dezember 2012
(HmbGVBI. S. 510, 519) anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses unter bestimm-
ten Voraussetzungen nach 8§ 68 Absatz 3 WHG in Verbindung mit § 74 Hamburgi-
sches Verwaltungsverfahrensgesetz fur einen nicht UVP-pflichtigen Gewasseraus-
bau eine Plangenehmigung treten.

8. Flachen- und Kostenangaben

8.1. Flachenangaben

Das Plangebiet ist etwa 5,9 ha grol3. Hiervon werden fir Stralenverkehrsflachen et-
wa 0,4 ha (davon neu etwa 0,28 ha), fur Parkanlagen etwa 3,42 ha, fur Wasserfla-
chen etwa 0,65 ha und fiir ein Pumpwerk etwa 27 m? benétigt.

Fur externe Ausgleichsflachen werden etwa 1,19 ha bendtigt.

8.2. Kostenangaben

Bei der Verwirklichung des Plans entstehen der Freien und Hansestadt Hamburg
Kosten durch Grunderwerb und Werterstattung sowie durch die Herrichtung neuer
Parkanlagen, der Schaffung neuer Kleingartenflachen, durch den Bau von Stral3en
und durch die Verlegung der Kornweidenwettern. Weitere Kosten entstehen durch
landschaftspflegerische Malinahmen auf den Ausgleichsflachen.
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ANLAGE 2

Jugeordnete Ausgleichsfiache 2 in der Gaemankung Moomwernder

Anloge 2 der Bagnindurg

auBerhalo des Plangebisats

1230
teilweise

| L
ATy :

M = 1:5.000 Umngrenzung der zugeordneten Fldchen

28.04.2070




	Begründung
	zum Bebauungsplan
	Wilhelmsburg 93
	- Schlöperstieg -
	INHALTSVERZEICHNIS
	1. Grundlagen und Verfahrensablauf
	2. Anlass der Planung
	3. Planerische Rahmenbedingungen
	3.1. Rechtlich beachtliche Tatbestände
	3.1.1. Flächennutzungsplan
	3.1.2. Landschaftsprogramm


	In der Fachkarte Arten- und Biotopschutz sind
	3.2. Andere rechtlich beachtliche Tatbestände
	3.2.1. Bestehende Bebauungspläne
	3.2.2. Denkmalschutz
	3.2.3. Altlasten/ Altlastenverdächtige Flächen
	3.2.4. Kampfmittelverdacht
	3.2.5. Baumschutz
	3.2.6. Gesetzlich geschützte Biotope
	3.2.7. Planfeststellungen

	3.3. Andere planerisch beachtliche Tatbestände
	3.3.1. Fachtechnische Untersuchungen und Gutachten
	3.3.2. Wasserwirtschaft
	3.3.3. Städtebaulicher Rahmenplan / Wettbewerbe
	3.3.4. Verlegung der Wilhelmsburger Reichsstraße (B4/B75)
	3.3.5. Verlegung der Kornweidenwettern

	3.4. Angaben zur Lage und zum Bestand

	4. Umweltbericht
	4.1. Vorbemerkungen
	4.1.1. Anderweitige Planungsmöglichkeiten (Alternativen)
	Planungsalternativen
	Nullvariante

	4.1.2. Standort und Untersuchungsraum

	4.2. Bearbeitung der Schutzgüter einschließlich der Wechselwirkungen
	4.2.1. Schutzgut Boden
	Bestandsbeschreibung
	Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung
	Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, Festsetzungen

	4.2.2. Schutzgut Wasser
	Bestandsbeschreibung
	Grundwasser
	Oberflächengewässer
	Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung
	Grundwasser
	Oberflächengewässer
	Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, Festsetzungen
	Grundwasser
	Oberflächengewässer

	4.2.3. Schutzgut Klima / Luft
	Bestandsbeschreibung
	Lokalklima
	Verkehrsimmissionen (Luftschadstoffe)
	Geruchsimmissionen und Störfallbetriebe
	Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung
	Lokalklima
	Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, Festsetzungen

	4.2.4. Schutzgut Landschaft
	Bestandsbeschreibung
	Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung
	Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, Festsetzungen

	4.2.5. Schutzgut Tiere und Pflanzen einschließlich der biologischen Vielfalt
	Bestandsbeschreibung



	Baum- und Gehölzbestand
	Biotoptypen
	Besonders geschützte Biotope
	Gefährdete und geschützte Pflanzen
	Tier- und Pflanzenarten
	Besonders und streng geschützte Arten
	Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung für Pflanzen und Tiere

	Baum- und Gehölzbestand
	Biotoptypen
	Besonders geschützte Biotope
	Gefährdete und geschützte Pflanzen
	Besonders und streng geschützte Arten
	Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, Festsetzungen

	Baum- und Gehölzbestand
	Biotoptypen
	Besonders geschützte Biotope
	Es sind keine Maßnahmen erforderlich, da durch den Bebauungsplan keine Beeinträchtigungen verursacht werden.
	Besonders und streng geschützte Arten
	4.2.6. Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter
	Bestandsbeschreibung


	Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist das ehemalige Wasserwerk als Teil eines Denkmalensembles vorhanden.
	Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung sowie Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

	Besondere Maßnahmen zum Schutz von Kultur- und Sachgütern sind weder vorgesehen noch erforderlich, weil das Denkmalensemble über das Denkmalschutzgesetz hinreichend geschützt wird und die Planung das Ensemble berücksichtigt.
	4.2.7. Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit
	Bestandsbeschreibung


	Lärm
	Luft
	Geruch
	Es besteht eine Geruchsvorbelastung. Es wird auf Ziffer 5.9.2 verwiesen.
	Erholungsnutzung
	Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung
	Lärm
	Luft
	Erholungsnutzung
	Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, Festsetzungen
	4.3. Überwachung (Monitoring)
	4.4. Zusammenfassung Umweltbericht

	Schutzgut Boden
	Schutzgut Wasser
	Schutzgut Klima/ Luft
	Schutzgut Landschaft
	Schutzgut Tiere und Pflanzen
	Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter
	Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit
	5. Planinhalt und Abwägung
	5.1. Allgemeines Wohngebiet
	5.1.1. Art der baulichen Nutzung
	5.1.2. Maß der baulichen Nutzung / überbaubare Grundstücksfläche
	5.1.3. Bauweise

	5.2. Fläche für den besonderen Nutzungszweck
	5.2.1. Art der baulichen Nutzung
	5.2.2. Maß der baulichen Nutzung / überbaubare Grundstücksfläche

	5.3. Gestalterische Festsetzungen
	5.4. Stellplätze / Tiefgaragen
	5.5. Ausschluss von Nebenanlagen, Stellplätzen und Garagen
	5.6. Straßenverkehrsflächen / Ausschluss von Grundstückszufahrten
	5.7. Schmutzwasserentsorgung / Pumpwerk
	5.8. Denkmalschutz
	5.9. Technischer Umweltschutz
	5.9.1. Luftschadstoffe, Störfallbetriebe und Lärmschutz


	Luftschadstoffe
	Störfallbetriebe
	Lärmschutz
	5.9.2. Geruchsimmissionen
	5.9.3. Altlasten
	5.9.4. Bodengase
	5.9.5. Kampfmittelverdacht
	5.10. Wasserflächen
	5.11. Vorgesehene Oberflächenentwässerung
	5.12. Durchlass mit Leitungsrechten
	5.13. Öffentliche Grünflächen
	5.14. Anbauverbotszone
	5.15. Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
	5.15.1. Baumschutz
	5.15.2. Begrünungsmaßnahmen
	5.15.3. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und deren Zuordnung
	5.15.4. Entwicklung von Feuchtgrünland und Gehölzflächen (Externe Ausgleichsmaßnahmen)
	5.15.5. Gesetzlich geschützte Biotope nach dem HmbBNatSchAG u. BNatSchG

	5.16. Abwägungsergebnis
	5.16.1. Städtebauliche Belange
	5.16.2. Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft
	Interne Ausgleichsmaßnahmen
	Externe Ausgleichsmaßnahmen



	6. Maßnahmen zur Verwirklichung
	7. Aufhebung bestehender Pläne / Hinweise auf Fachplanungen
	8. Flächen- und Kostenangaben
	8.1. Flächenangaben
	8.2. Kostenangaben

	ANLAGE 1
	ANLAGE 2

